
Hardy Landolt

Soziale Sicherheit von pflegenden
Angehörigen

Inhaltsvezeichnis

I. Einleitung

II. Sozialversicherungsrechtliche Leistungspflicht für Angehörigenpflege
A. Ausgangslage
B. Krankenversicherung (KV)

l Allgemeines
2. Ausschluss derAngehörigenpflege

C. Invalidenversicherung (IV)

l. Hilflosenentschädigung
a) Allgemeines
b) Entschädigung ftirlebenspraktische Begleitung

2. Hauspflegeentschädigung
a) Allgemeines
b) Intensivpfl egeentschädigung

D. Unfallversicherung (UV)

l. Hilflosenentschädigung
2. Hauspflegeentschädigung

E. Militärversicherung (MV)

F. AHV
l. Hilflosenentschädigung
2. Betreuungsgutschriften

G. Ergänzungsleistungen (EL)
l. Jährliche Ergänzungsleistung
2. Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten

III. Ungenügen des sozialen Sicherungssystems
A. Ausgangslage
B. Lohnausfall
C. Versicherungslücken

l. Versicherungslücken bei Krankheit oder Unfall
2. Beeinträchtigung der Altersrentenanwartschaft

D. Versorgungsausfall
l .  Al lgemeines
2. Versorgungsausfall des pflegenden Angehörigen
3. Versorgungsausfall des gepflegten Angehörigen

E. Zusammenfassung der Unklarheiten und Deckungsli.icken

6l

62
62
62
62
62
63
63
63
65
66
66
68
69
69
69
7l
72
72
'7.1

73
73
74

76
76
76
77
77
78
79
79
80
8l
83

59



IV. Verbesseru n gsmöglichkeiten
A. Allgemeines
B. Verbesserungsvorschläge ftir die laufende UVG-Revision

l.  Al lgemeines
2. Hinterlassenenrente ftir pflegende Angehörige

a) Antrag Nationalrätin Ruth Humbel
b) Verfassungsmässigkeit der Hinterlassenenrente
c) Hinterlassenenrente und Kausalitätsprinzip

( I ) Voraussetzungen der unfallversicherungsrechtlichen Kausalität
(2) Unfallkausale Angehörigenschäden
(3 ) Unfal I kausal ität des Versorgungs- und Rentenausfal ls

84
84
84
84
86
86
87
88
88
88
89

60



l. Einleitung

Die Schweizer Paraplegiker-Vereinigung (SP\') hat rnich im Juni 2009 beauf-

tragt, ein Gutachten zur sozialen Sicherheit der ptlegenden Angehörigen zu ver-

fassen und dabei insbesondere die Frage zu beantu orten. ob und inwieweit im

Rahmen der laufenden Revision des Unfalh'ersicherungsgesetzes (UVG;I 6.t
Anspruch auf Hinterlassenenrenten der Angehörigen ausgedehnt werden darf

und sollte.

Ausgangspunkt für die politische Forderung eines besseren sozialen Schutzes der
pflegenden Angehörigen bildet die Erfahrung des Sozial- und Rechtsdienstes der

SPV, dass eine Hinterlassenenrente für Angehörige, namentlich für pflegende

Angehörige, im UVG ausgeschlossen ist, wenn der Tod des Gepflegten nicht

rechtserhebliche Folge des Unfalles war2.

Siehe <httpt/www.bag.admin.ch/themen/versicherung/00321/02413/04163/index.html.> Der Nationakat ist
am 11.06.2009 mit 102 zu 80 Stimmen auf die umstrittene Rew'sion des Unfallversicherungsgesetzes ein-
getreten und hat die Vodage des Bundesrates wieder an die SGK zurückgewiesen, welche die UVG-
Revision in der Gesamtabstimmung nach vielen taktischen Manövem mit 6 zu 5 Stimmen bei 15 Enthal-
tungen veruvorten hatte.
Vgl. Art.28 UVG.
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ll. Sozialversicherungsrechtliche Leistungspflichtfür
Angehörigenpflege

A. Ausgangslage

Das schweizerische Sozialversicherungsrecht kennt - im Gegensatz zu anderen

Staaten - keine eigenständige Pflegeversicherung, die einerseits den Anspruch

des Pflegebedürftigen auf soziale Pflegeversicherungsleistungen und andererseits

die Kompensation von Deckungslücken regelt, die bei unentgeltlich pflegenden

Angehörigen entstehen. Die einzelnen Sozialversicherungszweige regeln diese

beiden Fragen uneinheitlich.

B. Krankenversicherung (KV)

1. Allgemeines

Die Krankenversicherung ist als finale Sozialversicherung sowohl bei einer

krankheits- als auch einer unfallbedingten Pflegebedürftigkeit anwendbar, in

letzterem Fall aber nur subsidiär zur UV und insoweit die Leistungsvorausset-

zungen der KV erfiillt sinds. Die von der KV vorgesehenen Pflegeversicherungs-

leistungen bestehen im Ersatz der Spital-, Heim' und Spitexpflegekostenr. Die

Spitalpflegekosten werden vollumfiinglich übernommen, während bei Heim- und

Spitexpflege nur die in Art.7 KLV erwähnten Behandlungs- und Grundpflege-

massnahmen versichert sind und sich die Höhe des Kostenersatzes nach dem

einschlägigen Stunden- bzw. Tagestarif richtets.

2. Ausschluss der Angehörigenpflege

ln der KV sind Angehörige, die selbst nicht die Zulassungsvoraussetzungen des

KVG erfiillen, keine anerkannten Leistungserbringers. Es besteht deshalb ftir die

Angehörigenpflege selbst gestützt auf die Austauschbefugnis keine Leistungs-

pflichtr.

Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung besteht eine Leistungspflicht nach

KVG nur dann, wenn Angehörige, die anerkannte Leistungserbringer und selbst-

s Vgl. Art. 1a Abs.2lit. b KVG.
r Vgl. Art. 25 Abs. 2 lit. a KVG und Art. 7 ff. KLV.
s Vgl. Art. 9 und 9a KLV.
e Vgl. BGE 111 V 324.
r Vgl. BGE 126 V 330 = RKUV 2000, 288 E. 1b.
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ständig erwerbend sind, die versicherten Leistunsen erbnnsens. \ach einem
2007 ergangenen Urteil des Bundesgerichts genügt es aber nicht. dass der pfle-
gende Angehörige die materiellen Zulassungs\ oraussetzungen erfiillt, dieser
muss über eine Abrechnungsnummer verfiigens.

Keine Umgehung des Zulassungserfordernisses stellt die Anstellung von pfle-
genden Angehörigen, die nicht im Besitz eines Pflegefachdiploms sind, durch
eine zugelassene Spitex-Organisation dar. In einem solchen Fall liegt entschädi-
gungspflichtige Spitex- und nicht Angehörigenpflege vorr0.

C. Invalidenversicherung (lV)

1. Hilflosenentschädigung

a) Allgemeines

Die IV ist als finale Sozialversicherung im Fall sowohl einer krankheits- als auch
einer unfallbedingten Pflegebedürftigkeit anwendbar. Die von der IV vorgesehe-
nen Pflegeversicherungsleistungen im Kontext mit einer Angehörigenpflege
bestehen einerseits in einer Hilflosen- und andererseits in einer Hauspflegeent-
schädigung.

Eine Hilflosenentschädigung kennen AHV1I, IV12, UV13 und MV14. Die Hilflo-
senentschädigung der MV geht derjenigen der UV, diese derjenigen der IV und
diese derjenigen der AHV vor15. Die Hilflosenentschädigung stellt eine zwar
exportftihige, aber nicht exportpflichtige Geld- bzw. Dauerleistung i.S.v. Art. 17
Abs. 2 ATSG dar16, die absolut unpftindbar istrr. Anspruchsberechtigt sind grund-

e VgL BGE 133 V 218 E.6 und Urteile EVG vom 20.12.1999 i.S. X. = RKUV 2000, 77 (betreffend äztliche
Behandlung durch den Ehegatten)barv, vom 20.12,1999 i.S. X. = RKUV 2000, 82 (betreffend äztliche Be-
handlung durch einen Elternteil).

g Vgl. Urteil BGer vom 10.05.2007 (K141106 und K 145/06) E. 5.2.
10 Vgl. Urteil EVG vom 21.06.2006 (K 156/04) = RKUV 2006, 303 E, 4.
rr Vgl. Art. 43uo AHVG und Art. 66u,. AHW.
rz Vgl. Ar1.42tt.IVG und Art. 35 ff. lW.
t gl. Art. 26 f. UVG und Art. 37 f. UW.
tq Vgl. Art.20 MVG.
1s Vgl. Art. 66 Abs. 3 ATSG.
to Vgl. BGE 133 V 57 E. 6.4.
tz Vgl .  BGE 130l l l400 E.3.3.2.
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sätzlich nur der jeweiligen Sozialversicherung unterstellte Versicherte mit
Wohnsitz und gewöhnlichem Aufenthalt in der Schweizte.

Der Anspruch entsteht bei Eintritt der Hilflosigkeitts. Die Bemessung der Hilflo-
senentschädigung richtet sich in der AHV, IV und UV nach denselben Krite-

rien2o. Nach Art. 9 ATSG gilt eine Person als hilflos, die wegen der Beeinträchti-
gung der Gesundheit fiir alltagliche Lebensverrichtungen dauernd der Hilfe
Dritter oder der persönlichen Überwachung bedarf. Die spezifischen Ausfüh-
rungsbestimmungen2t erwähnen neben der Hilfe bei der Verrichtung von alltrigli-
chen Lebensverrichtungen und der persönlichen Überwachung auch die Pflege
und die lebensprakt ische Begle itungzz.

Die Hilflosenentschädigung der AHV für eine Hilflosigkeit schweren Grades
beträgt 80 oÄ, jene für eine Hilflosigkeit mittleren Grades 50 % des Mindest-
betrages der Altersrente von derzeit CHF I'14023. Die Hilflosenentschädigung
der IV demgegenüber macht bei schwerer Hilflosigkeit 80 yo, bei mittelschwerer
Hilflosigkeit 50 Yo und bei leichter Hilflosigkeit 20 Prozent des Höchstbetrages
der Altersrente von derzeit CHF 2'280 aus24. Die Hilflosenentschädigung der UV
beläuft sich bei schwerer Hilflosigkeit auf das Sechsfache, bei mittelschwerer
Hilflosigkeit auf das Vierfache und bei leichter Hilflosigkeit auf das Doppelte
des Höchstbetrages des versicherten Tagesverdienstes von derzeit CHF 34&s.

Hält sich ein Bezüger einer Hilflosenentschädigung zu Lasten der Sozialver-
sicherung in einer Heilanstalt auf, so entftillt der Anspruch auf die Entschädi-
gung für jeden vollen Kalendermonat des Aufenthalts in der Heilanstaltzo. Die
Hilflosenentschädigung der IV wird bei einem Heimaufenthalt pro Monal um die
Hälfte gekürzvt. Als Versicherte, die sich in einem Heim aufhalten, gelten Per-

sonen, welche dort mehr als ftinfzehn Nächte in einem Kalendermonat verbrin-

21

Vgl. Art. 42 f. lVG. Unter dem Begriff Wohnsitz ist der Wohnsitz nach Art. 23 Abs. 1 ZGB zu verstehen, also
derjenige des frei gewählten Wohnsitzes unter Ausschluss des abgeleiteten WohnsiEes bevormundeter
Personen nach Art. 25 Abs. 2 ZGB (vgl. BGE 130 V 404 E. 5 und 6).
Art. 37 UW, der den Beginn des Anspruchs auf eine Hilflosenentschädigung der Unfallversicherung an
den Beginn eines allfälligen Rentenanspruchs knüpft, ist verfassungs- und geseEwidrig (vgl. BGE 133 V 42
E.3).
Vgl. BGE 127 V 115 E. 1d.
Vgl. z.B. Art. 37 lW und Art, 38 UW.
Die lebenspraktische Begleitung beinhaltet weder die direkte oder indirekte Dritthilfe bei den sechs alltägli-
chen Lebensvenichtungen noch die Pflege noch die Übenrvachung. Sie stellt vielmehr ein zusätzliches und
eigenständiges lnstitut der Hilfe dar (vgl, BGE 133 V 450 E. 9 und infra ll.C.1.b).
Vgl. Art.43ur Abs.3 AHVG.
Vgl. Art. 42t"' Abs. 1 lVG.
Vgl. Art.22 Abs. 1 und Art.38 Abs. 1 UW.
Vgl. Art.67 Abs. 2 ATSG.
gl. Art. 4lt"' Abs. 2 lVG.

23

24

ZJ

27
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gen28. Bei Minderjährigen, die sich in einer Einglrederungsinstitution befinden,

wird die Hi lfl osenentschädi gu ng t a ge w erse gek ü rz t:''.

b) EntschädigungfürlebenspraktischeBegleitung

Mit In-Kraft-Treten der 4.IV-Revision am 01.01.200-l *urden die Bestimmun-
gen über die Hilflosenentschädigung geändertr. Einerseits wurden die Beträge

angehobenrt, andererseits wurden mit der Entschcidigung fiir lebenspraktische

Begleitungz2 und dem Intensivpflegezuschlagtt zu'ei neue Versicherungsleistun-

gen eingefiihrt. Die Entschädigung fiir lebenspraktische Begleitung stellt ein
<zusätzliches und eigenständiges Institut der Hilfe>>s dar. Diese Versicherungs-

leistung steht volljöhrigen versicherten Personen zu, die ausserhalb eines Hei-

mes leben3s und unter das IVG fallen.

Verunfallte Versicherte, die sowohl eine Hilflosenentschädigung nach IVG und
nach UVG beanspruchen könnten, erhalten ausschliesslich die Hilflosenent-

schädigung der UV36, bei der ein Bedarf an lebenspraktischer Begleitung nicht

berücksichtigt wirdsz. Altersrentner, die auf lebenspraktische Begleitung ange-

wiesen sind, erhalten ebenfalls keine Entschädigung für lebenspraktische Beglei-

tung. Dieser Ausschluss stellt keine verfassungswidrige Diskriminierung dar3s.

Lebenspraktische Begleitung umfasst die Hilfeleistungen, die der Versicherte als

Folge einer physischen oder psychischen3e Gesundheitsbeeinträchtigung benö-
tigt, um selbstständig wohnen oder ausserhalb der Wohnung Verrichtungen und
Kontakte wahrnehmen zu könnenro. Eine lebenspraktische Begleitung stellt auch

2s Vgl. BGE 132 V 321 E.6 und 7.
2s Vgl. Art. 420,. Abs. 4 lVG.
30 Vgl. Art.42 ff. IVG und Art.35 ff. lW.
st Vgl. Art. 42rer Abs. 1 lVG.
32 Vgl. Art. 42 Abs. 3 IVG und Art. 38 lW.
33 Dazu infra ll.C.2.b.
34 BGE 133 V 450 E. 9.
35 Vgl. Art. 42b,. Abs. 5 IVG und Art. 38 Abs. 1 lW.
36 Vgl. Art. 66 Abs. 3 ATSG. Der Versicherte kann von der AHV oder der lV den Betrag der Hilflosenentschä-

digung beanspruchen, den diese Versicherungen dem Versicherten ausrichten würden, wenn er keinen
Unfall erlitten hätte, wenn die Hilflosigkeit nur zum Teil auf einen Unfall zurückzuführen ist (vgl. Art.38
Abs.5 U\ /).

37 Vgl. Art. 38 Abs. 1-4 UW.
38 Vgl. BGE 133 V 569 E. 5.3 und 5.5.
3e lst nur die psychische Gesundheit beeinträchtigt, besteht nur dann ein Anspruch auf eine Entschädigung

für lebenspraktische Begleitung ba,v. eine Hilflosenentschädigung, wenn gleichzeitig ein Anspruch auf eine
Viertelsrente gegeben ist (Art. 42 Abs. 3 IVG und Art. 38 Abs. 2 lW). Diese Einschränkung stellt keine Dis-
kriminierung von psychischen Behinderten dar (vgl. BGE 133 V 472 E. 5.3.1).

40 Vgl. Art. 38 Abs. 1 lit. a und b lW.
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die Betreuung von Personen dar, die ernsthaft geftihrdet sind, sich dauernd von
der Aussenwelt zu isolierenat.

Es spielt dabei keine Rolle, ob die Dritthilfe direkt oder indirekt erfolgt. Die
Begleitperson kann deshalb die notwendigerweise anfallenden Tätigkeiten auch
selber ausführen, wenn die versicherte Person gesundheitsbedingt trotz Anlei-
tung oder Überwachung/Kontrolle dazu nicht in der Lage istrz. Unmassgeblich ist
ferner, ob die Hilfeleistungen entgeltlich oder unentgeltlich erbracht werdena3.

Keine lebenspraktische Begleitung stellen Vertretungs- und Verwaltungstätigkei-
ten im Rahmen vormundschaftlicher Massnahmen44 und alle Hilfeleistungen dar,
die von der Hilflosenentschädigung erfasst bzw. im Zusammenhang mit alltagli-
chen Lebensverrichtungen erbracht werden oder in einer persönlichen Überwa-
chung bestehenqs. Nicht erfasst werden ferner Hilfeleistungen, die zwar nach
Art.38 Abs. I IVV anrechenbar wären, aber lediglich unregelmässig erfolgenro.
Die vom BSV in den Verwaltungsweisungen vorgenommene Konkretisierung
der Anwendungsftille der lebenspraktischen Begleitung sind gesetzes- und ver-
ordnungskonform4T.

Die Entschädigung ftir lebenspraktische Begleitung entspricht der Hilflosenent-
schädigung bei leichter Hilflosigkeitqe. Liegen eine leichte Hilflosigkeit und ein
Bedarf an lebenspraktischer Begleitung vor, besteht Anspruch auf eine Hilflo-
senentschädigung bei mittelschwerer Hilflosigkeitrs.

2. Hauspflegeentschädigung

a) Allgemeines

Mit In-Kraft-Treten der 5. IV-Revision wurde das System der medizinischen
Eingliederungsmassnahmen mit Wirkung ab 01.01.2008 geändert. Neu können
nur noch Versicherte bis zum vollendeten20. Altersjahr eingliederungswirksame
medizinische Massnahmen, die nicht auf die Leidensbehandlung an sich gerich-

41 Vgl. Art.3ß Abs. 1 lit. c lW.
42 Vgl. BGE 133 V 450 E. 10.2.
43 Vgl. BGE 133V 472 E.5.3.2.
44 Vgl. Art.38 Abs.3lW.
45 Vgl. BGE 133 V 450 ff.
46 Vgl. Art. 38 Abs. 3 lW. Regelmässigkeit liegt vor, wenn die lebenspraktische Begleitung über eine Periode

von drei Monaten gerechnet im Durchschnitt mindestens zwei Stunden pro Wochen benötigt wird (vgl. BGE
133 V 450 E, 6.2 und Randziffer 8053 KIH).

47 Vgl. BGE 133 V 450 E. 9.
48 Vgl. Art. 42 Abs. 3 lVG.
4e Vgl. Art.37 Abs.2lit. c lW.
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tet sind, beanspruchen5o. Die Geburtsgebrechensr ersrcheruns deckt dre medizini-
schen Massnahmen, die zur Behandlung anerkannter Geburtsgebrechen unter
Einschluss sekundärer Folgen notwendig sinds' .

Wie bei der Eingliederungs- besteht der Anspruch auch bei der Geburts-
gebrechensversicherung nur bis zum vollendeten 20. Altersjahr. Bei zeitlich
limitierten Geburtsgebrechen sind Diagnose und Behandlungsbeginn vor Errei-
chen der jeweiligen Altersgrenze Anspruchsr oraussetzungensz. Die Leistungs-
pflicht, auch für sekundäre Folgen, endet mit Eintritt der zeitlichen Limitierungss.
Die von der IV nicht übernommenen medizinischen Massnahmen sind von der
KV zar finanzieren, sofern und soweit die fragliche Massnahme wirksam,
zweckmässig und wirtschaftlich istsr.

Die medizinischen Massnahmen umfassen sowohl Anstalts- als auch Hauspfle-
ge; ausgeschlossen sind logopädische und psycho-motorische Therapiemass-
nahmenss. Der Begriff der Hauspflege umfasst die weder in einem Spital (statio-
när oder teilstationär) noch ambulant erbrachten Leistungen. Mit Bezug auf die
Betreuungsform, nicht aber betreffend Inhalt des Anspruchs, besteht eine identi-
sche Auslegung mit dem Begriff der Hauspflege nach KVG und demjenigen
nach UVGso.

Der Hauspflegeanspruch der IV umfasst nicht nur die medizinische Behand-
lungspflege, sondern auch die nichtmedizinische Grundpflege, die unmittelbar
wegen der Durchführung medizinischer Massnahmen notwendig ist (sog. akzes-
sorische Grundpflege)sz. Zu Lasten der IV können grundsätzlich nur anerkannte
Leistungserbringer tätig werdensa. Die Rechtsprechung hat die Austauschbefug-
nis, namentlich für Eltern. im Bereich von Art. 12IVGse. insbesondere im An-

50
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qt

53

54

55

s

57

58

Vgl. Art. 12 Abs. 1 lVG.
Vgl. BGE 129 V 207 E. 3.3.
Vgl. BGE '122V 113 E. 3dbb und Urteil BGer vom 05.01.2007 (l 237106) E. 4.2.
Vgl. BGE 129 V 207 E, 3.3.
Vgl. BGE 133 V 115 tr.
Vgl. Art. 14 Abs. 1 lit. a lVG.
Vgl. Urteil EVG vom 1 6.04.2003 (l 27 4101) E. 4.1 .
Statt vieler BGE 120 V 284 E. 3b und Urteil EVG vom 23.10.2001 (l 643/00) E. 3a.
Vgl. Art. 14 Abs. 1 lit. a lVG. Siehe ferner BGE 121 V 8 E. 5a (Die Mutter der Versicherten kann nicht als
medizinische Hilfsperson anerkannt werden, und zwar auch dann nicht, wenn sie während des Kranken-
hausaufenthaltes ihres Kindes auf Geheiss des behandelnden Aztes und unter dessen Anleitung das Kind
stillt) und Urteil EVG vom 14.09.1993 (l 304/92) E. 4 (keine Austauschbefugnis bei einer medizinischen
Eingliederungsmassnahme i.S,v. Art. 14 Abs, 1 lit. a lVG, wenn Ehefrau Leistungen erbringt).
Vgl. Urteil EVG vom 22.03.1989 (l 170/87) E. 3c (Anspruch auf Leistungen auf der Kostenbasis ambulanter
Physiotherapie bejaht bei einer Versicherten mit Restlähmungen nach Kinderlähmung, welche im Läh-
mungsinstitut in Leukerbad eine Badekur absolviert hatte, wiewohl die Voraussetzungen für stationäre
Physiotherapie nicht efüllt waren).
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wendungsbereich von aArt.4 IVV60, nicht aber im Bereich von Art. l3 IVG61
anerkannt.

b) lntensivpflegeentschädigung

Im Rahmen der 4. IV-Revision ist neben der Entschädigung für lebenspraktische

Begleitung auch ein Intensivpflegezuschlagoz eingeftihrt worden, der die Haus-
pflegeentschädigung i.S.v. Art.4 aIVV ersetzt hatos. Die Intensivpflegeentschä-
digung steht nur Minderjährigen zu, die sich nicht in einem Heim auftraltens+.
Die Intensivpflegeentschädigung wird - im Gegensatz zur Entschädigung für

lebenspraktische Begleitung - pro Tag abgerechnet und besteht in einer von der
Hilflosenentschädigung unabhängigen Geldleistung, die wie die Hilflosenent-

schädigung in einem abgestuften Prozentsatz des Höchstbetrags einer AHV-

Altersrente bestehtos.

Unter <Intensivpflege>ss fiillt der behinderungsbedingte Mehrbedarf an Behand-
lungs- und Grundpflege und persönlicher Überwachung im Vergleich zu nicht

behinderten Minderjährigen gleichen Alters. In zeitlicher Hinsicht wird voraus-
gesetzt, dass der PJlege- und Überwachungsmehrbedarf mindestens vier Stunden

ausmachtoz. Wird der Versicherte von den Eltern und extern.z.B. in einer Son-

derschule oder Tagesstätte, betreut, ist der durchschnittliche objektive Betreu-

ungsaufwand und nicht allein die Betreuung in der Sonderschule massgebendoe.

Nicht anrechenbar sind ärztlich verordnete medizinische Massnahmen. die durch
medizinische Hilßpersonen vorgenornmen werden, sowie pädagogisch-therapeu-

tische Massnahmenoe.
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Vgl. BGE 120 V 280 E. 4 sowie Urteile EVG vom 14.06.2004 (l 177101l'E. 4.1 (Aufenthalt in Spielgruppe an
Stelle von Hauspflege), vom 30,04.2004 (l 378/01) E.3.1 (Aufenthalt in Spielgruppe an Stelle von Haus-
pflege)vom 11.10.1994 i.S. X = SVR 1995lV 34,89 E.2c und vom 05.08.1993 i.S. K.-1. E.2c sowie Urteil
SozVersGer ZH vom 24.05.2005 (1V.2004.00428) E. 5 (Pflegemutter an Stelle Kinderspitex).
Vgl, BGE 120V 277 E. 4 (mit Bezug auf Leistungsverlängerung über das 20. Altersjahr hinaus). Siehe aber
Urteil VenrGer OW vom 30.11.2005 i. S. A. = OVv\ /GE XVll Nr. 47 E.7 (Skolioseoperation).
Vgl. Art.42terAbs.3 IVG und Art.39lW.
Nach Art. 4 alW bestanden jedoch andere AnspruchsvorausseEungen (vgl. Urteil EVG vom 27 .12.200511
231/051E. 1.4.1).
Vgl. Art. 42t 'Abs. 3 lVG.
Vgl. Art. {!ter 455. 3 lVG. Der monatliche Intensivpflegezuschlag beträgt bei einem invaliditätsbedingten
Betreuungsaufwand von mindestens 8 Stunden pro Tag 60 Prozent, bei einem solchen von mindestens
6 Stunden pro Tag 40 Prozent und bei einem solchen von mindestens 4 Stunden pro Tag 20 Prozent des
Höchstbetrages der Altersrente.
Art. 42r" Abs. 3 IVG und Art, 39 Abs. 1 lW sorechen von <intensiver Betreuunor.
Vgl. Art.39Abs. 1 lW.
Vgl. Urteil BGer vom 05.03.2007 (l 567/06) E. 5.3 und 6.2.
Siehe Art.39 Abs.2 lW.
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Eine dauernde behinderungsbedingte Überw'achuns kann pauschal oder konkret,
nicht aber doppelt berücksichtigt werdenzo. Pauschal kann eine dauernde behin-
derungsbedingte Überwachung mit zwei, eine besondem intensive behinde-
rungsbedingte Überwachung mit vier Stunden angerechnet uerdenzr. Der An-
spruch auf den pauschalen Intensivpflegezuschlag setzt nicht voraus, dass der
Versicherte während bestimmter Stunden am Tag pflegerische Unterstützung
benötigt.

Mit dem pauschalen Intensivpflegezuschlag soll vielmehr die für die Eltern ex-
trem belastende Tatsache einer darüber hinaus gehenden, rund um die Uhr not-
wendigen, invaliditätsbedingten Überwachung abgegolten werden. Eine beson-
ders grosse, mit vier Stunden zu gewichtende Überwachungsintensität ist
anzunehmen in schweren Fällen von Autismus, bei denen ein Kind keine fünf
Minuten aus den Augen gelassen werden kann und die Eltern pernanent interve-
nieren müssen72.

D. Unfallversicherung (UV)

1, Hilflosenentschädigung

Die Unfallversicherung ist als kausale Sozialversicherung nur bei einer unfallbe-
dingten Pflegebedürftigkeit anwendbarzr. Die von der UV vorgesehenen pflege-
versicherungsleistungen im Kontext mit einer Angehörigenpflege bestehen ei-
nerseits in einer Hilflosen-7a und andererseits in einer Hauspflegeentschädigung.

2. Hauspflegeentschädigung

Der Unfallversicherer übernimmt Pflegekosten, die bei stationärer Unterbrin-
gung im Spital bzw. Heim oder ambulant anfallen, wenn sich der Versicherte
durch einen anerkannten Leistungserbringer betreuen lässtzs. Der Unfallversiche-
rer gewährt - im Gegensatz zur Krankenversicherung - fiir Angehörigenpflege
PflegeentschadigungenTo. Es besteht diesbezüglich aber kein Rechtsanspruch.

70 Vgl. Urteile BGer vom 17 .04.2008 (9C-62712007) E. 4.4.2 und vom 05.03.2002 (t 567/06) E. S.2.
zt Vgl' Art.39 Abs.3 lW. Siehe dazu Urteile BGer vom 10.0'1.2008 (l 49/07) E.6 (bejaht bei schwerem

Autismus) und 01.03.2007 (l 386/00) E, O (vemeint bei Epitepsie).
t2 Vgl. Urteil EVG vom 19.12.2006 (t 6S4/05) E. 4.4.
t3 Siehe zu den Kausalitätsvoraussetzungen infra lV.B.2.c.
t4 Vgl. Art.26 f. UVG und Art.37 f. UW.
ts Vgl. Art. 10 UVG i.V.m. Art. 15 ff. UW.
t6 Vgl. Art. 18 Abs. 2 UW.
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Hauspflegebeiträge im Zusammenhang mit einer Angehörigenbetreuung sind im
<zurückhaltend auszuübenden Ermessen> des Versicherers zuzusprechenTT.

Nach der Verwaltungspraxis sind tatsächlich angefallene Mehrkosten und der

nachgewiesene Lohnausfall des pflegenden Angehörigen zu entschädigen, wobei

im Jahr 2000 maximal ein Stundenansatz von CHF 35 entschädigt wurdezs. Bei
nicht nachgewiesenem Lohnausfall ist eine Pflegeentschädigung zu gewähren,

wenn die vom Angehörigen erbrachte Hilfe <eindeutig über das hinausgeht, was
man von einem Familienmitglied ftiglich erwarten darf (2.8. täglich stundenlan-
ge Betreuung über eine grössere Zeitspanne hinaus)))7e. Die Pflegeentschädigung

ftir unentgeltlich tätige Angehörige und Dritte soll l/5 des höchstversicherten
Tagesverdienstes pro Tag von derzeit CHF 346 nicht überschreitenso.

Die in der UV versicherte Pflege umfasst nur die medizinische Pflege bzw. Be-

handlungspflegsar, nicht aber Grundpflege oder eine Überwachung des Versi-

chertens2. Die Verwaltungspraxis regt bei der nichtmedizinischen Pflege jedoch

an, KostenA..lutzen-Überlegungen anzustellen und einen angemessenen Betrag

für <klar unfallkausale Kosten> zu gewährens3.

Die Pflegeentschädigung kann nach Eintritt der Berentung nur in den von Art. 2l

Abs. I UVG erwähnten Fällen gewährt werden. Diesbezüglich besteht Anspruch,

wenn der Versicherte:

an einer Berufskrankheit leidet,

unter einem Rückfall oder an Spätfolgen leidet und die Erwerbsftihigkeit

durch medizinische Vorkehren wesentlich verbessert oder vor wesentlicher

Beeinträchtigung bewahrt werden kann,

zur Erhaltung seiner verbleibenden Erwerbsfühigkeit dauernd der Behand-

lung und Pflege bedarfoder
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Vgl. BGE 116 V 41 E.7c und Urteile EVG vom 24.04.2002 (U 479/00) E.3, vom 14.07.2000 (U 297199)
E. 3, vom 17 .12.1992 i.S. Sch. = RKUV 1993, 55 und vom 11.04.1990 i.S. B. = SUVA 1990/5, L
Vgl. Einsprache-Entscheide SUVA vom 25,02.2000 i.S. W.B. (Pflegeentschädigung von vier Stunden
täglich ä CHF 35 pro Stunde bei einem tetraplegisch gelähmten Vensicherten). Siehe aber ferner Einspra-
che-Entscheide SUVAvom 01.03.2001 i.S. E.K. (CHF 2'100 monatlich für 117 vom Ehemann erbrachte
Behandlungspflegestunden) und Urteil SozVersGer ZH vom 15.08.2000 (UV.1999.00016) E.3 (CHF 300
pro Monat für die Angehörigenpflege eines Versicherten mit Tetraplegie C7 ist nicht willkürlich).
Tiller 2,2 Empfehlungen der AD-Hoc-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG und UW,
Nr. 7/90 Hauspflege, vom27.11.1990, revidiert am 29.03.2005.
Vgl. Ziffer 2.2 Empfehlungen der AD-HoC-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG und UW,
Nr. 7/90 Hauspflege, vom 27 .11 .1 990, revidiert am 29.03.2005.
Vgl .  BGE 116V41 E,5a-cund 7c.
Siehe z.B. Urteil Sozialversicherungsgericht des Kt. Zürich vom 28.01.2009 (UV.2007.00455) E. 4.3.
Vgl. Ziffern 2.3 f. Empfehlungen der AD-H0C-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG und
UW, Nr. 7/90 Hauspflege, vom 27.11.1990, revidiert am 29.03.2005.
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erwerbsunftihig ist und sein Gesundheitszustand durch medizinische Vorkeh-
ren wesentlich verbessert oder vor uesentlicher Beernträchtigung bewahrt
werden kannsl.

E. Militärversicherung (MV)

Die Militärversicherung deckt als äesondere Staatshaftungss Mehrkosten fi.ir
Unterkunft, Ernährung, Pflege oder Betreuungso. Der Zulagenanspruch fiir Haus-
pflege oder Kuren sowie Hilflosenentschädigung besteht fiir notwendige und
zweckmässig Pflege- und BetreuungsleistungensT und wird auch dann gewährt,
wenn nicht anerkannte Leistungserbringer, sondern Angehörige oder Dritte die
fraglichen Leistungen erbringenaa.

Ob der pflegende Angehörige einer Erwerbstätigkeit nachgegangen wäre, ist
unerhebliches. Die Militärversicherung entschädigt - im Gegensatz zu den ande-
ren Sozialversicherungen - insoweit wie das Haftungsrecht auch den sog. nor-
ma t iv en Angeh ö r i genpfl e ges c h adenel.

Die MV-Sektion hat einen Abklärungsbericht über die Art und den zeitlichen
Aufwand der Pflege zu erstellen. Nach den Abklärungen sind die Akten dem
Arzt der MV-Sektion vorzulegen. Dieser nimmt Stellung, ob die vorgesehene
Pflege und Betreuung angemessen und medizinisch indiziert seiet.

90
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Weiterftihrend Zilfer 3 Empfehlungen der AD-HOC-Kommission Schaden UVG zur Anwendung von UVG
und UW, Nr. 7/90 Hauspflege, vom27.11.1990, revidiert am 29.03.2005.
Vgl. BGE 127 ll289 E. 3b und d.
Vgl. Art. 20 Abs. 1 MVG.
Siehe Weisung über die Hilflosenentschädigung sowie die Pflege-, Betreuungs- und Kuzulagen vom
31.10.1 997, Randnote 8.
Vgl. MnescHt, J. (2000) Kommentar zum Bundesgesetz über die Militärversicherung (MVG) vom 19. Juni
1992, Bern, Randnote 10 zu ArL 20 MVG, und Weisung über die Hilflosenentschädigung sowie die Pflege-,
Betreuungs- und Kuzulagen vom 31.10.1997, Randnote 2. Gemäss Weisung über die Hilflosenentschädi-
gung sowie die Pflege-, Betreuungs- und Kuzulagen vom 31.10.1997, Randnote 8, besteht allerdings für
zumutbare alltägliche gegenseitige Hilfeleistungen kein Anspruch.
Nach der in SJZ 1941142,63, publizierten Rechtsprechung ist fiir den Zulagenanspruch (nach Att.22
aMVG) nicht massgeblich, ob die Ehefrau des Versicherten einer Eruerbstätigkeit nachgeht.
Siehe infra lll.D.3.
Weisung über die Hilflosenentschädigung sowie die Pflege-, Betreuungs- und Kuzulagen vom 31.10.1997,
Randnote 9 ff.
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F. AHV

1. Hilf losenentschädigung

Die AHV ist primär eine Erwerbsersatzversicherung. Sie kennt gleichwohl zwei

Pflegeversicherungsleistungen. Wie die IV und die UV gewährt die AHV seit

dem 01.01.1969 eine Hifflosenentschädigungsz. Der Anspruch steht dem betreu-

ungsbedürftigen Versicherten, nicht aber den ihn pflegenden Personen zu. Die

Entschädigung fiir eine Hilflosigkeit schweren oder mittleren Grades reduziert

sich um die Hälfte. wenn der Versicherte sich in einem Heim auflrältss.

Im Unterschied zu der Hilflosenentschädigung der IV und UV wird die Hilflo-

senentschädigung der AHV nur bei mittlerer oder schwerer, nicht aber leichter

Hilflosigkeit gewährt und ist betragsmässig tiefersr. Die altersbedingte Ungleich-

behandlung wird sich mit dem In-Kraft-Treten der Neuen Pflegefinanzierung

verringernes. Neu können auch Altersrentner mit leichter Hilflosigkeit eine Hilf-
losenentschädigung beanspruchengo. Der Anspruch auf die Entschadigung ftir

eine Hilflosigkeit leichten Grades entf?illt aber bei einem Aufenthalt im Heimgz.

2. Betreuungsgutschriften

Die im Rahmen der 10. AHV-Revision per 01.01 .1997 eingeführten Betreuungs-
gutschriften bestehen in einer jährlichen Rentengutschrift fiir Angehörige, die

hilflose Personen im gleichen Haushaltse betreuenee. Der Anspruch steht nicht

dem betreuungsbedürftigen Versicherten, sondern den ihn pflegenden Angehöri-
gen zu. Die Rechtsprechung hat geklärt, dass es genügt, wenn die betreute Per-

son hilflos ist und eine Hilflosenentschädigung der AHV oder der UV100 bean-

Vgl. Art.43ui, AHVG.
Vgl. Art. 43bi' Abs. 5 AHVG i.V.m. Art. 42 Abs, 5 IVG bzw. Art. Art. 67 Abs. 2 ATSG.
Siehe supra ll.C.1.a.
Die Neue Pflegefinanzierung tritt am 01.07.2010 in Kraft. Weiterführend <httpt/www.bag.admin.ch/
the me nlkr anke nve rsi che ru ng/003 0 5/04 1 04/06669/i nd e x. htm I ? I a n g= de.>
Siehe Art. 43bi, AHVG in der neuen Fassung gemäss Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinan-
zierung vom 13.06.2008 (vgl. BBI 2008, 5247).
Vgl. Art.43o,, Abs. 'lo,s nAHVG.
Das Erfordernis des gemeinsamen Haushaltes mit der betreuten Person ist erfüllt bei gleicher Wohnung,
einer anderen Wohnung im gleichen Gebäude oder einer Wohnung in einem anderen Gebäude auf dem-
selben oder einem benachbarten Grundstück (vgl. Art.52g AHW). Bei einer Entfernung von 800 Metem
zwischen dem Haus der betreuenden und der Wohnung der pflegebedürftigen Person kann nicht mehr von
einem benachbarten Grundstück bzw. von einem gemeinsamen Haushalt gesprochen werden (vgl. BGE
129 V 349 ff.).
Vgl. Art. l$septres AHVG und Art. 529 ff. AHW.
Siehe dazu BGE 127 V 113 ff.
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spruchen könnte. Ob sie tatsächlich eine Hilflosenentschädigung bezieht, ist
unelhs$lishtot.

Der betreuende Angehörige muss zudem nicht im gemeinsamen Haushalt per-
manent wohnen, sich aber überwiegend dort aufhalten. Das Erfordernis des
überwiegend gemeinsamen Haushaltes ist ab einem Aufenthalt von insgesamt
rund 180 Tagen im Jahr erfüllt1o2. Bei einer Entfernung von 800 Metern zwischen
dem Haus der betreuenden und der Wohnung der pflegebedürftigen Person kann
nicht mehr von einem benachbarten Grundstück bzw. von einem gemeinsamen
Haushalt gesprochen q7s1den1o3.

Die Betreuungsgutschrift wird unabhängig von der Betreuungs- und Pflegeinten-
sität egalitär ausgerichtet und entspricht dem Betrag der dreifachen minimalen
jährlichen Altersvollrente im Zeitpunkt der Entstehung des Rentenanspruchs von
derzeit CHF l3'680t0r. Bei Rentenbeginn im Jahr 2009 werden pro Betreuungs-
jahr CHF 4l'040 angerechnet. Bei verheirateten Personen wird die Betreuungs-
gutschrift während der Kalenderjahre der Ehe hälftig aufgeteilttos.

G. Ergänzungsleistungen (EL)

1. Jährliche Ergänzungsleistung

Die EL bezwecken eine Sicherung des sozialversicherungsrechtlichen Existenz-
minimums von Alters- und Invalidenrentnern sowie Bezügern einer Hilflosen-
entschädigung der lVtoo. Die vorgesehenen Pflegeversicherungsleistungen im
Kontext mit einer Angehörigenpflege bestehen in einer Vergütung von Krank-
heits- und Behinderungskostenlot und der Berücksichtigung von behinderungsbe-
dingten Auslagen von CHF 3'600 im Fall der Miete einer rollstuhlgängigen
Wohnungtoe.

Mit In-Kraft-Treten der neuen Pflegefinanzierung wird sodann die Vermögens-
freigrenze von CHF I 12'500 im Fall einer selbstbewohnten Liegenschaft auf
CHF 300'000 erhöht, wenn ein Ehepaar eine Liegenschaft besitzt, die von einem
Ehegatten bewohnt wird, während der andere im Heim oder Spital lebt, oder eine

101 Vgl. BGE 126 V 435 ff.
102 Vgl. BGE 129 V 352 ff.
ro3 Vgl. BGE 129 V 349 ff.
101 Vgl. Art. 29septes Abs. 4 AHVG.
105 Vgl. Art. l$septes Abs. 6 AHVG.
106 Vgl. Art.4 Abs. 1 ELG.
107 Vgl. Art. 14 ff. ELG und Art. 19b ELV.
1oB Vgl. Art. 10 lit. b Ziff. 3 ELG.
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Person Bezügerin einer Hilflosenentschädigung der AHV, IV, Unfallversiche-

rung oder Militarversicherung ist und eine Liegenschaft bewohnt, die sie oder ihr
Ehegatte besitztloe.

2. Vergütung von Krankheits- und Behinderungskosten

Die Kantone sind verpflichtet, den Bezügern einer jährlichen Ergänzungsleistung

die ausgewiesenen Kosten u. a. fiir Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause sowie
in Tagesstrukturen und Hilfsmittel zu entschädigentro. Personen, die auf Grund

eines Einnahmenüberschusses keinen Anspruch auf eine jährliche Ergänzungs-

leistung haben, haben Anspruch auf die Vergütung der Krankheits- und Behinde-

rungskosten, die den Einnahmenüberschuss übersteigenttt.

Die Kantone können die Vergütung im Rahmen einer wirtschaftlichen und
zweckmässigen Leistungserbringung beschränksn112 und insbesondere Höchstbe'

träge festlegen. Die kantonalen Höchstbeträge dürfen bei zu Hause lebenden

Personen folgende Beträge nicht unterschreiten, und zwar bei:

alleinstehenden und verwitweten Personen sowie Ehegatten von in Heimen

oder Spitälern lebenden Personen: CHF 25'000,

Ehepaaren: CHF 50'000 und

Vollwaisen: CHF l0'000113.

Bei zu Hause lebenden alleinstehenden und verwitweten Personen oder bei zu

Hause lebenden Ehegatten von in Heimen oder Spitälern lebenden Personen,

denen ein Anspruch auf eine Hilflosenentschädigung der IV oder der Unfallver-

sicherung zusteht, erhöht sich der Mindestbetrag von CHF 25'000 bei schwerer

Hilflosigkeit auf CHF 90'000 bzw. bei mittlerer Hilflosigkeit auf CHF 60'000,
soweit die Kosten fi.ir Pflege und Betreuung durch die Hilflosenentschädigung
nicht gedeckt 5lndtt. Dieselbe Erhöhung wird auch bei Bezügern einer Hilflo-

senentschädigung der AHV gewährt, die vorher eine Hilflosenentschädigung der
lV bezogen haben115.

1oe Vgl. Art. 11 Abs. lbs ELG.
110 Vgl. Art. 14 Abs. 1 lit. b und f ELG.
11r Vgl. Art. 14 Abs.6 ELG.
112 Vgl. Art. 14 Abs. 2 ELG.
113 Vgl. Art. 14 Abs. 3 lit. a ELG.
11,r Vgl. Art. 14 Abs. 4 ELG und Art. 19b Abs. 1 ELV.
11s Vgl. Art. 14 Abs. 5 ELG.
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Anzahl Personen mit HE Grad der H i lll osigÄ-e'it Höt'h.sthetrag

beide Ehegatten je schwer cHF 180'000

je mittelschwer cHF 120'000

ein Ehegatte schr.r er cHF 150'000

ein Ehegatte mittelschwer cHF 150'000

ein Ehegatte schwer cHF I l5'000

mittelschwer cHF 85'000

Bei zu Hause lebenden Ehepaaren, von denen einer cxler beide hiltlos sind. er-

höht sich der Mindestbetrag von CHF 50'000 u ie tblst"::

Seit der Revision des ELG im Zusammenhang mit der Einfi,ihrung des NFA

spricht der Gesetzestext explizit nur von Kostenersatz, was impliziert, dass we-

der ein Lohnausfall noch eine unentgeltliche Angehörigenpflege entschädigt
werden dürfen. In Art. l3 Abs. 5 aELKV war festgehalten, dass eine Entschädi-
gung fiir Angehörigenpflege bis CHF 24'000 gewährt werden kann, wenn der
pflegende Angehörige <dauernd> seine Erwerbstätigkeit aufgegeben hat und eine
<wesentliche Erwerbseinbusse> entsteht. Die kantonalen Ausfiihrungsbestim-

mungen haben diese Regelung mitunter in das kantonale Ergänzungsleistungs-

recht übernommsnl'17, schliessen aber die unentgeltliche Angehörigenpflege von

der Entschädigungspfl icht sssl 18.

116 Vgl. Art. 19b Abs. 2 ELV.
117 Vgl. z.B. $ 12 Zusatzleistungsverordnung (ZLV)vom 05.03.2008 (ZH).
lrs lm Kanton Zürich werden für ausgewiesene Betreuungs- und Pflegekosten pro Jahr nur CHF 4'800 und

zudem nur Stundenansätze von maximal CHF 25 brutto vergütet, wenn der Leistungserbringer nicht im
gleichen Haushalt wohnt oder nicht nach KVG anerkannt ist (vgl. z.B. $ 11 Abs. 4 Zusatzleistungsverord-
nung BLVI vom 05.03.2008).
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A.

l l l .  UngenügendessozialenSicherungssystems

Ausgangslage

Das uneinheitliche und zum Teil sogar widersprüchliche sozialversicherungs-
rechtliche Leistungssystem benachteiligt pflegende Angehörige in mehrfacher

Hinsicht. Es entsteht, je nach dem Umfang der sozialversicherungsrechtlichen
Leistungspflicht, ein unterschiedlich hoher Lohn-, Versorgungs- und Rentenaus-

fall.

B. Lohnausfall

Der unentgeltlich pflegende Angehörige kann keiner Erwerbstätigkeit nachgehen

und erleidet einen Lohnausfall, wenn er erwerbstätig gewesen wäre, hätte sich
der versicherte Unfall, der die Pflegebedürftigkeit verursacht hat, nicht ereignet.

Der Lohnausfall wird nur kompensiert, sofern und soweit der Betreute diesen

freiwillig im Rahmen eines Pflegevertrags ausgleicht oder auf Grund einer ge-

setzlichen AusgleichspJlicht zu entschädigen hat.

lm innerehelichen Verhältnis sehen Art. 163 und 164 ZGB keine Entschädi-
gungspflicht vor, weshalb ein Ausgleich nur im Rahmen der nachehelichen Un-
terhaltspflichtlle oder der güterrechtlichen Vermögensteilung erfolgen [4nn120.

Bei registrierten Partnerschaften kommt lediglich ein unterhaltsrechtlicher Aus-
gleich in Fragetzt, während bei Konkubinatspartnern weder ein unterhaltsrechtli-

cher Ausgleich noch eine sozialversicherungsrechtliche Beitragspflicht für er-

brachte Naturalleistungen 6ss1eh1tze.

11s Vgl. Art. 12Sff.ZGB.
120 Siehe Art. 2056 ff. ZGB. Die Kapitalleistung, die ein Ehegatte von einer Vorsorgeeinrichtung oder wegen

Arbeitsunfähigkeit erhalten hat, wird im Betrag des Kapitalwertes der Rente, die dem Ehegatten bei Auflö-
sung des Güterstandes zustünde, dem Eigengut zugerechnet (vgl. Art. 207 Abs. 2ZGB).

121 Vgl. Art. 34 Abs, 2 und 3 PartG.
iz2 Die in einer eheähnlichen Gemeinschaft lebende Frau, die ausschliesslich den gemeinsamen Haushalt

führt und dafür von ihrem Partner Naturalleistungen (in Form von Kost und Logis) und allenfalls zusätzlich
ein Taschengeld erhält, ist beitragsrechtlich als Nichteruerbstätige zu betrachten. Die Naturalleistungen
sowie das allfällige Taschengeld stellen somit nicht massgebenden Lohn im Sinne von Art. 5 Abs. 2 AHVG
dar (vgl. BGE 125 V 205ff.). Die im Konkubinat lebende Person, deren Tätigkeit in der Führung des ge-
meinsamen Haushaltes besteht und die daftir über Naturalleistungen (Kost und Logis) sowie ein allfälliges
Taschengeld hinaus im Rahmen eines Arbeitsvertrages einen Barlohn erhält, fällt jedoch nicht unter die
gemäss Art.2 Abs. 1 lit. g UW vom UVG-Versicherungsobligatorium ausgenommenen Personen (vgl.
BGE 130 V 553 E. 3).
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Unklar ist ferner, inwieweit die unentgeltl iche Betreuune und Ptlege durch An-
gehörige einen Lidlohnanspruchtzt oder ein sti//.rclrx eiqendes .lrheitsvertrags-

verhriltnis nach Art.320 Abs.2 OR begründet und als Fol-se daron eine sozial-

versicherungsrechtliche Beitragspflicht auslöst. Einmal u ird ein Anspruch der
pflegenden Kinder gestützt auf Art. 334 ZGB'2a. ein anderes Mal demgegenüber

gestützt auf Art. 320 Abs.2 ORi25 angenommen'26.

C. Versicherungslücken

1. Versicherungslücken bei Krankheit oder Unfall

Der ungedeckte Lohnausfall hat beim pflegenden Angehörigen Versicherungs-

lücken zur Folge, wenn er erkrankt oder verunfallt. lm Krankheitsfall entgeht

dem Angehörigen bei einer kurzfristigen Pflegearbeitsunftihigkeit das Kranken-

taggeld bzw. der Lohnfortzahlungsanspruchtzz. Bei einer längerfristigen Pflege-
arbeitsunfühigkeit erhält der pflegende Angehörige eine tiefere lnvalidenrente

der lV. Eine Invalidenrente der zweiten $äulstzo entfiillt, da der pflegende Ange-

hörige nicht versichert ist bzw. nicht beitragspflichtig v73112e.

Im Unfallfal/ entgeht dem Angehörigen bei einer kurzfristigen Pflegearbeitsun-

ftihigkeit das Unfalltaggeld bzw. der Lohnfortzahlungsanspruchtm. Bei einer

längerfristigen Pflegearbeitsunfühigkeit erhält der pflegende Angehörige eine

123 Vgl. Art, 334 ZGB.
124 Vgl. Urteil EVG vom 01.07.1991 i.S. W. E.4b und c (Entschädigung in Höhe von CHF 60 000 ftir eine

1 2-jährige Pflege eines Elternteils).
Vgl, Urteil EVG vom 15.1?.1997 i.S. M.- W. 0. = AHI 1998, 153, und ferner BGE 90 ll 443.
ln BGE 70 ll 21 wurde die Anwendung von Art.320 Abs.2 OR abgelehnt, ein allfälliger Lidlohn aber nicht
geprüft. Dleser Fall betraf Betreuungs- und Pflegeleistungen ernes Sohnes für seine erkrankte Mutter. Das
Bundesgericht hielt fest, dass dle rund dreimonatige Pflege durch den Sohn in Elüllung der Eeistands-
pflicht erfolgte. U. a. hieft das Eundesgericht fest: <Auf einen ausdrücklich oder stillschweigend vereinbar-
ten Dienstveftrag mit der Mutter kann sich der Käger nicht berufen und tut es auch nicht. En Veftragsver-
hältnis kann auch nicht gemäss Att. 320 Abs.2 OR als beslehend angenommen werden, da es sich bei
den von ihm geleisteten Diensten kerneswegs um solche handeft, deren Leistung nach den Umständen nur
gegen Lohn zu eruaftenist (8GE 67 Il 203). Die Tätigkeit des K/ägers findet vielmehr ihre ganz natürliche
Eilärung und Rechtfertigung in dem Verhältnis der Verbundenheit und Anhänglichkeit, das zwischen ihm
und seiner Mutter bestand. Ebenso wenig kommt eine Forderung aus ungerechtfeftigter Bereicherung in
Frage, weil die erbrachte Leistung nicht ohne Rechtsgrund, sondem in Erfüllung eben der sittlichen und
rechtlichen Beistandspflicht zwischen Kndern und Eftern gemäss AtI.271 ZGB efolgter (BGE 70 ll 21
E.2).
Vgl. Art. 324a f. OR.
Vgl. Art. 23 ff, BVG.
Vgl. Art.2 BVG.
Vgl. Art. 324a f. 0R.
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tiefere Invalidenrente der IV. Die Invalidenrenten der zweiten $äulstst und der

Unfallversicherungtsz entfallen, da der pflegende Angehörige nicht versichert ist

bzw. beitragspflichtig warlsl. Nicht geltend gemacht werden können ferner Ver-

sicherungsleistungen des UVG, die in der Krankenversicherung nicht versichert

sind, wozu insbesondere die Integritätsentschädigung zählt.

2. Beeinträchtigung der Altersrentenanwartschaft

Die frir unentgeltliche Betreuungs- und Pflegeleistungen nicht bestehende sozi-

alversicherungsrechtliche Beitragspflicht bzw. fehlenden Versicherungsobligato-

rien im Bereich der beruflichen Vorsorge und der Unfallversicherung beeinträch-

tigen ferner die Altersrentenanwartschaft des pflegenden Angehörigen der ersten

und zweiten Säule.

Der pflegende Angehörige erhält eine tiefere Altersrente der AHV, sofern und

soweit die als Folge des Lohnausfalls eintretende Beitragslücke der ersten Säule

nicht durch Betreuungsgutschriften und allfüllige Beiträge des/der Ehegatten

kompensiert wird, was bei einem pflegebedürftigen Versicherten in der Regel

nicht der Fall ist. Eine Altersrente der zweiten Säuletsa und die über das ordentli-

che Pensionsalter hinaus bis zum Tod weiterlaufende Invalidenrente der UV135.

die eine Altersrentenfunktion fisf 1 36, entfallen gänzlich.

Die Betreuungsgutschriften von CHF 4l'040 bzw. von der Hälfte, wenn der
pflegende Angehörige verheirafs[ i5[137, kompensieren entgehende Altersrenten-

anwartschaften der ersten Säule (AHV) - nicht aber der zweiten Säule (berufli-

che Vorsorge) oder den Lohnausfall - in Bezug auf ein mutmasslich unter

CHF 4l'040 liegendes Erwerbseinkommen des betreuenden Angehörigen oder

einen geringen Pflegeaufwand bei der betreuten Person.

Vergleicht man die Betreuungsgutschriften mit den im Rahmen der Schweizeri-

schen Lohnstrukturerhebung erhobenen monatlichen bzw. jährlichen Bruttolöh-

nen (Zentralwert) der medizinischen, pflegerischen und sozialen Tätigkeiten mit

und ohne Diplomt3t, stellt man fest, dass die jährliche Betreuungsgutschrift unter

Vgl. Art.23 ff. BVG,
Vgl. Art. 18 ff. UVG.
Vgl, Art.2 BVG sowie Art. 11 Abs. 2 UVG und Art. 2 Abs. 1 lit. a UW.
Vgl. Art. 13 ff. BVG.
Vgl. Art. 19 Abs. 2 UVG.
Vgl. BGE 126 l l l  41 E.4, 122 V 418 E.3a und 113 V 136 E.4b sowie Urtei l  BGer vom 24.01.2001
(4C.237t2N0) E. 3b.
Siehe supra ll.F.2.
Weiterfiihrend.
<hftpl/.bfs.admin.ch/bfs/poftal/de/index/themer/0%04/blanUkey/lohnstruKur/nach-taetigkeiten.html.>
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dem Bruttojahreslohn einer nicht diplomierten Hillskrcrlr lregt. die einfache und

repetitive Arbeiten erledigt. Liegt der zeitliche Betreuungs- und Pflegeaufwand

pro Monat über der Arbeitssollzeit von rund lt{l Stunden oder ist eine komplexe

Pflege notwendig, erhöht sich die Diskrepanz ueiter.

Quelle: BFS, Schweizerische Lohnstrukturerhebung 2006

D. Versorgungsausfall

1. Allgemeines

Beim Tod des Betreuten erbt der pflegende Angehörige, sofern testamentarisch

oder gesetzlich erbberechtigt, dessen Vermögen und erhält allftillige privatversi-

cherungsrechtlichen Versicherungsansprüche. Zudem stehen Ehegatten und u.U.

den Kindern Hinterlassenenrenten der AHV13e, der beruflichen Vorsorgetao und

der Unfall -ut $7y . Militärversicherung 1 42 7s1 43.

Der Anspruch auf eine Hinterlassenenrente besteht in den finalen Sozialversiche-

rungen unabhängig von der Todesursache. Der Hinterlassenenrentenanspruch der

13s Vgt. Art.23 ff. AHVG.
140 Vgl. Art. 18 BVG.
'r4r Vgl, Art. 28 ff. UVG.
142 gl. Art. 51 ff. MVG. Die MV kennt auch Elternhinterlassenenrenten (vgl. Art. 55 MVG).
143 Die Hinterlassenenrente der UV ist nachrangig zu den Renten gemäss AHVG und IVG und wird als Kom-

plementänente ausgerichtet (vgl. Art. 31 Abs.4 UVG).
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UV demgegenüber hängt davon ab, ob der Tod des Gepflegten unfallbedingt

eingetreten i5f1aa.

Die Höhe der Hinterlassenenrenten richtet sich nach der Höhe des versicherten

Verdienstes des Verstorbenen bzw. der Höhe der Invalidenrente, die der Verstor-

bene im Todeszeitpunkt erhielttm. Je nach dem, wie der Gepflegte versichert war,

erhält der Angehörige eine höhere oder tiefere Hinterlassenenrente. Es spielt

keine Rolle, ob der anspruchsberechtigte Angehörige Betreuungs- und Pflegelei-

stungen erbracht und den Sozialversicherer entlastet hat.

2. VersorgungsausfalldespflegendenAngehörigen

Der Versorgungsausfall der Angehörigen ist haftpflichtrechtlich zu entschädigen,

sofern der Tod des Betreuten rechtserhebliche Folge des haftungsbegründenden

Tatbestandss v,'311a6. Ein Versorgungsausfallschaden tritt beim Wegfall des Ein-

kommens und der hauswirtschaftlichen Arbeitskraft des Verstorbener ein. Es

spielt keine Rolle, ob die Lebenshaltungskosten durch ein Erwerbseinkommen

des Versorgers oder allftillige Ersatzeinkünfte, namentlich Sozialversicherungs-

leistungen bzw. Renteneinkommenl4T, gedeckt worden sind. Entschädigt wird

eine bestimmte Quote des wegfallenden Versorger.inksmmensl+8.

Zwischen dem Versorgungsausfallschaden und den Hinterlassenenrenten, insbe-

sondere der Witwen- bzw. Witwerrente, besteht eine vollständige Ereignisidenti-
tät, weshalb diese in Abzug zu bringen sipdtcs. Bei teilerwerbstätig gewesenen

Versorgern muss eine anteilsmässige Anrechnung an den Einkommens- und

Dienstleistungsschaden erfolgen, die sich mangels einer gesetzlichen Regelung

nach der gemischten Invaliditätsmethode der IV zu richten fu4ft50.

Besteht keine Haftung ftir die Pflegebedürftigkeit des Verstorbenen oder ist der

Tod nicht als rechtserhebliche Folge des haftungsbegründenden Tatbestandes

eingetreten, erhält der pflegende Angehörige keinen Ersatz für den die Hinterlas-
senenrente übersteigenden Versorgungsausfall. Bestand eine unfallbedingte

lu Vgl. Art.28 UVG.
r4s Vgl. Art. 33 AHVG, Art. 31 UVG und Art. 21 BVG sowie Art. 51 Abs. 2 MVG.
146 Vgl. Art. 45 Abs. 3 0R.
14t Vgl. z.B. BGE 112 ll 87 = Pra 1986 Nr. 130 E. 2b.
148 Weiterfiihrend Llttootr, ZH-Kommentar, N 249 ff. zu Art.45 OR.
14s Vgl. BGE 124lll222ff. und Urteil EVG vom 11.06.2001 (B 6/99 Gb)= pn 2002 Nr.17 = SVR 1994 BVG

Nr. 8 = SZS 2003, 52 E. 3a-c; ferner BGE 109 ll 65 = Pra 1983 Nr. 144 E. 2b, 90 ll 79 = Pra 1964 Nr. 83
E. 3 und 81 ll 38 = Pra 1955 Nr. 61 E. 3 sowie Entscheid Rekurskommission der AHV/IV ftir die im Ausland
wohnenden Personen vom 30.11.1994 (4HV42839) = Pra 1999 Nr.98 E.4a.

150 Vgl. Art.28 Abs.3 IVG i.V.m. Art.27m lW und ferner statt vieler Leruoolt, ZH-Kommentar, N 346 zu
Art.45 OR.
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Pflegebedürftigkeit erhält der pflegende Angehörige nur eine Hinterlassenenren-

te der IV und der berufl ichen Vorsorge, nicht aber eine Komplementärrente der

UV, wenn der Tod des Betreuten nicht rechtserhebliche Folge des Unfalles

9'141151 .

Der Ausschluss von Hinterlassenenrente der UV bei einem nicht unfallkausalen

Tod ist vor dem Hintergrund des Kausalitätsprinzips insoweit folgerichtig, als

ein krankheitsbedingter Versorgungs- und Rentenausfall der bei einem unfall-

kausalen Tod an sich anspruchsberechtigten Angehörigen nicht versichert ist.

Eine andere Frage ist, ob und inwieweit der Versorgungs- und Rentenausfall, den

Angehörige, insbesondere pflegende Angehörigen, beim Tod des Versicherten

erleiden. unfallbedinst eintrittls2.

3. VersorgungsausfalldesgepflegtenAngehörigen

Der Angehörigenpflegeschaden ist haftpflichtrechtlich zu entschädigen, sofern

die Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit rechtserhebliche Folge des haftungsbe-
gründenden Tatbestandes v7s1153. Anspruchsberechtigt ist der pflegebedürftige,

nicht der pflegende Angehörige. Zu entschädigen sind die mutmasslichen Lohn-

kosten einer entgeltlichen Betreuung und Pflegetsr bzw. der tatsächliche Lohn-

ausfall des pflegenden Angehörigen, sofern dieser die mutmasslichen Lohnko-
sten nicht erheblich üSslsfgigttss.

Vgl. Art.28 UVG.
Weiterführend infra 1V.8.2.c.3.
Vgl. Art. 46 0R und Urteil BGer vom 26.03.2002 (4C.27612001; = pr. 2002 Nr. 212 = plädoyer 2Q0215,57
= HAVE 2002,276 = ZBJV 2003, 394 (Bemerkungen von Hardy Landolt) E. 6. Die Ersatzfähigkeit wurde
insbesondere auch für die unentgeltliche Betreuung und Pflege durch den Ehegatten (vgl. BGE 28ll 200
und 21, 1042/1050) bzw. Konkubinatspartner (vgl. UrteilAmtsGer Sursee vom 02.11 .2004 (210222)i.5.
Bernet c. Nyffeler und Schweizerische Mobiliar E. C/a.3) oder die Eltern (vgl. BGE 108 ll 422 = Pra 1983
Nr. 30, 35 ll 216 und 33 ll 594 sowie Urteil BGer vom 23.06.1999 [4C.412l1998] = Pra 1999 Nr. 171 = plä-
doyer 1999/5, 58 = SJZ 1999, 58 und 479 = JdT 2001 l, 489) bejaht, wobei es unerheblich ist, ob das be-
treute Kind bereits mündig ist (vgl. BGE 97 ll 259 und Urteil BGer vom 26.03.200214C.276120011 = prt

2002 Nr. 212= plädoler 200215,57 = HAVE 2002,276 = ZBJV 2003, 394 [Bemerkungen von Hardy Lan-
doltl).
Vgl. BGE 99ll 221 E.2 und 35 11216 sowie Urteile HGer ZH vom 12.06,2001 (E01/0/HG950440)= plädo!-
er 2001/6,66 und 200A1,67 = ZR 2002 Nr.94 = ZBJV 2003, 394 (Bemerkungen von Hardy Landolt)
E. V/2 und vom 20.10.1986 i.S. S. gegen W. (HG 286/80) E.5.3 sowie KGer VS vom 02.03./06.09.1979
i.S. Hennemuth c. Luftseilbahn Betten-Bettmeralp AG und Schweizer Union = SG 1979 Nr. 16 E. Sa/aa und
5b/bb.
Vgl, BGE 97 ll 259 E. 3 und 33 ll 594 E. 4 sowie Urteile BGer vom 26.03.2002 (4C.276120011 = p,^ rOO,
Nr.212 = plädoyer 200215,57 = HAVE 2002,276 = ZBJV 2003,394 (Bemerkungen von Hardy Landolt)
E.6b/aa, OGer Luzern vom 27.09.2006 (11 04 163) = g4yg 2007, 35 (Bemerkungen von Hardy Landolt)
E. 8, VenrvGer BE vom 21.11.1994 i .S. S. und OGer AG = AGVE 1975, 37 E. 5a.
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Stirbt der pflegende Angehörige oder kann er umständehalber die erforderliche

Betreuung nicht mehr erbringen, ist durch diese haftpflichtrechtliche Ausgangs-

lage sichergestellt, dass der Pflegebedürftige weiterhin zu Hause bleiben und

sich durch eine entgeltliche Pflegefachkraft betreuen lassen kann. Trat der Tod

des pflegenden Angehörigen als Folge eines haftungsbegründenden Tatbestan-

des, z.B. eines Verkehrsunfalls, ein, kann der Betreute gegenüber dem Haft-

pflichtigen, der ftir den Tod des pflegenden Angehörigen verantwortlich ist,

keinen Versorgungsausfallschaden geltend machen. Sein Betreuungs- und Pfle-

geschaden ist vom für die Pflegebedürftigkeit verantwortlichen Haftpflichtigen

zu entschädigen.

Trat die Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit nicht als Folge eines haftungsbe-

gründenden Tatbestandes ein, kann der Betreute bei einem todesbedingten Weg-

fall des pflegenden Angehörigen vom Haftpflichtigen, der fiir den Tod des pfle-

genden Angehörigen verantwortlich ist, im Rahmen der Versorgungsausfall-

schadenhaftungtse Ersatz fiir die wegfallende Arbeitskraft verlangen, muss sich

aber die Pflegeversicherungsleistungen anrechnen lassen, die er von den für

seine Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit leistungspflichtigen Sozialversiche-

rern erhält.

Besteht keine Haftung sowohl fiir die Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit als

auch den Wegfall des pflegenden Angehörigen, erhält der Betreute einerseits die

Pflegeversicherungsleistungen der für seine Betreuungs- und Pflegebedürftigkeit

leistungspflichtigen Sozialversicherer und andererseits Hinterlassenenrenten von

den fiir den Tod des pflegenden Angehörigen leistungspflichtigen Sozialversi-

cherern.

Da der pflegende Angehorige nur durch die AHV/IV und die Krankenversiche-

rung gedeckt ist, erhält der Betreute beim Tod des pflegenden Angehörigen die

minimale Hinterlassenenrente der IV bzw. der verletzungsbedingt pflegearbeits-

unftihige Angehörige nur die minimale Invalidenrente der IV. Wäre der pflegen-

de Angehörige obligatorisch bei der beruflichen Vorsorge und der UV versichert,

wären beide, Betreuter und Pflegender, besser abgesichert.

War der pflegende Angehörige ausnahmsweise unfallversichert, erhält der be-

treute Ehegatte eine ordentliche Hinterlassenenrente der UV, die gleich hoch ist

wie diejenige von nicht behinderten Ehegatten. ln der Regel erleiden pflegebe-

dürftige Ehegatten bei einem unfallbedingten Tod des anderen Ehegatten Mehr-

kosten, z.B. bei einem Heimeintritt, und einen Versorgungs- und Rentenausfall,

1s6 Vgl. Art.45 Abs. 3 OR.
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weshalb sich die Frage stellt, ob den Ehegatten. die r om getöteten Versicherten

betreut wurden, ein Zuschlagzur Hinterlassenenrenle der UV zu geu'ähren ist.

E. Zusammenfassung der Unklarheiten und Deckungslücken

Die derzeitige sozialversicherungsrechtliche Rechtslage u'eist in Bezug auf die
unentgeltliche Angehörigenpflege mehrere Unklarheiten und Deckungslücken
auf (nicht abschliessend):

Die unentgeltliche Angehörigenpflege ist nicht in allen Sozialversicherungs-

zweigen anerkannt. Als Folge davon erhält der Betreuungsbedürftige keine

Pflegeversicherungsleistungen und ist nicht in der Lage, den pflegenden An-
gehörigen marktkonforn zu entlöhnen bzw. dessen Lohnausfall auszuglei-

chen.

Der arbeits- bzw. sozialversicherungsrechtliche Status der Angehörigenpfle-
ge ist nicht restlos geklärt. Fraglich ist insbesondere, ob bei langfristigen

bzw. schweren Pflegef?illen ein Lohnanspruch gemäss Art.320 Abs. 2 OR

und infolgedessen eine sozialversicherungsrechtliche Beitragspflicht besteht.

Der während der Betreuungs- und Pflegephase beim pflegenden Angehörigen

eintretende normative bzw. tatsächliche Lohnausfall wird überhaupt nicht

oder nur ungenügend und die entfallenden Sozialversicherungsbeiträge wer-
den durch die Betreuungsgutschriften - vor allem in schweren Pflegeftillen -

nicht vollumfiinglich gedeckt. Bevorzugt werden leichtere Pflegeftille, in de-
nen der Pflegebedürftige eine Hilflosenentschädigung und der pflegende An-
gehörige Betreuungsgutschriften erhalten.

Der pflegende Angehörige ist nur durch die AHV/IV und die Krankenversi-
cherung gedeckt. Erkrankt, verunfallt oder stirbt der pflegende Angehörige,
erhalten er und der Gepflegte lediglich minimale Rentenleistungen.

Der gepflegte Ehegatte erhält dieselbe Hinterlassenenrente wie nicht behin-
derte Witwen und Witwer.
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lV. Verbesserungsmöglichkeiten

A. Allgemeines

Zur Verbesserung dieser Unklarheiten und Deckungslücken sind diverse Mass-

nahmen denkbar (nicht abschliessend)tsz'

Zusammenfiihren der sozialen Pflegeversicherungsleistungen (Hilflosen- und
Pflegeentschädigungen, Betreuungsgutschriften und Dienstleistungen Dritter)

und Einfiihrung einer Pflegeversicherung, die regelt, welche Ansprüche bei
Spital-, Heim-, Spitex-, Angehörigen- und Selbstpflege bestehen und welches

der sozialversicherungsrechtliche Status der unentgeltlich pflegenden Ange-

hörigen ist.

Anerkennung der unentgeltlichen Angehörigenpflege als mit den anderen
Pflegeformen gleichberechtigter sozialversicherungsrechtlicher Leistungstat-

bestand in allen Sozialversicherungs zeigen.

Erhöhung und Abstufung der Betreuungsgutschriften je nach Pflegeintensität

und -aufwand.

Einführung einer sozialversicherungsrechtlichen Beitragspflicht und von
Versicherungsobligatorien für pflegende Angehörige in der beruflichen Vor-

sorge und der Unfallversicherung.

Einfiihrung von Zuschlägen zur Hinterlassenen- und Altersrente von Perso-

nen, die zu Gunsten einer unentgeltlichen Pflege und Betreuung eine Er-
werbstätigkeit aufgegeben haben und dadurch die Sozialversicherung entla-

sten und ihre Rentenanwartschaften schmälern, und von Personen, die ihren
pflegenden Angehörigen als Folge eines unfallbedingten Todes verlieren.

B. VerbesserungsvorschlägefürdielaufendeUVG-Revision

1. Allgemeines

Im Rahmen der laufenden UVG-Revision lassen sich einige der vorgenannten
Postulate realisieren :

Anerkennung der Angehörigenpflege als versicherte Leistung, was eine
Anderung von Art. l0 Abs. I lit. a UVG (Heilbehandlungsanspruch) voraus-

setzt. Der Bundesrat ist zu beauftragen, Voraussetzungen und Höhe der

Angehörigenpflegeentschädigung a) regeln, wobei in jedem Fall einer Ange-

1s7 Auf die Assistenzentschädigung wird vodiegend nicht näher eingegangen.
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hörigenpflege eine Mindestentschädigung und eine sozialr ersicherungsrecht-
liche Beitragspflicht des betreuten versicherren r orzusehen sind.

Aktuelle Fassung

Art. I0 UVG

I Der Versicherte hat Anspntch aufdie tteckmrissige Be-
ha ndlun g der U nfa I lfo I ge n,

nrimlich auf:

a. die ambulante Behandlung durch den Ar=t, den Zahnarzt
oder auf deren Anordnttng durch eine ntedizinische Hiß-
person sowie im weiteren durch den Chiropraktor;

Vorschlag neue Fossung

Art. I0 UVG

I Der Versicherte hat Anspruch auf die zweckmässige Be-
h andlun g der U nfal lfol gen,

nömlich auf:

a. die ambulante Behandlung durch den Arzt, den Zahnarzt
oder auf deren Anordnung durch eine medizinische Hiß-
person sowie im weiteren durch den Chiropraktor;

abi'. die Pflegemassnahmen, die smbulant, in einem p/te-

geheim oder beim Versicherten zu Hause von unerkann-
ten Leistungserbringern im Sinne des Bandesgesetzes
über die Krankenversicherung oder von Angehörigen er-
brucht werden, wobei der Bundesrst die Vorsussetzungen
und die Höhe der Angehörigenpflegeentschödigung be-
stimmt;

Versicherungsobligatorium für pflegende Angehörige, was eine Anderung
von Art. la Abs. I (obligatorisch Versicherte) oder Abs. 2 UVG (arbeitsver-
tragsähnliche Arbeitsverhältnisse) voraussetzt.

Aktuelle Fassung

Art. Ia UVG
t Obligatorisch versichert sind nach diesem Gesetz die in
der Schweiz beschdft igten Arbeitnehmer, einschliesslich der
Heimarbeiter, Lehrlinge, Praktikanten, Volonteire sowie der
in Lehr- oder Invalidenwerl<stcitten tätigen Personen.
2 Der Bundesrat kann die Versicherungspflicht ausdehnen
auf Personen, die in einem arbeitsvertragsähnlichen Ver-
höltnis stehen. Er kann Ausnahmen von der Versicherungs-
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pflicht vorsehen, namentlich fw mitarbeitende Familien-
glieder, fiir unregelmrissig Beschciftigte und für Personen,
die im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 des Gaststaatgesetzes
vom 22. Juni 2007 von Vorrechten, Immunitäten und Er-
leichterungen begünst i gt s ind.

Vorschlag neue Fassung

Art. Ia UVG
t Obligatorisch versichert sind nqch diesem Gesetz die in
der Schweiz beschöftigten Arbeitnehmer, einschliessl ich der
Heimarbeiter, Lehrlinge, Praktikanten, Volontöre sowie der
in Lehr- oder Invalidenwerkstcitten tätigen Personen.
tbi'Angehörige, die im Sinne von ArL 10 Abs. I lil sbi'
Pflegemassnahmen za Lasten der Unfollversicherung
erbringen, sind im Umfang der vom Unfallversicherer
gewöhrten Pllegeentschödigung obligotorisch versicherl
2 Der Bundesrat kann die Versicherungspflicht ousdehnen
auf Personen, die in einem arbeitsvertragsöhnlichen Ver-
hciltnis stehen. Er kann Ausnahmen von der Versicherungs-
pflicht vorsehen, namentlich fw mitarbeitende Familien-
glieder, fiir unregelmrissig Beschciftigte und fiir Personen,
die im Sinne von Artikel 2 Absatz 2 des Gaststaatgesetzes
vom 22. Juni 2007 von Vorrechten, Immunitöten und Er-
Ieichterungen begünst igt s ind.

Zuschlag zur Hinterlassenenrente bzw. ausserordentliche Hinterlassenenrente

für gepflegte und pflegende Angehörige, was eine Anderung der Art.28 ff.

UVG (Hinterlassenenrente) voraussetzt.

2. HinterlassenenrentefürpflegendeAngehörige

a) Antrag Nationalrätin Ruth Humbel

Nationalrätin Ruth Humbel hat zuhanden der SGK des Nationalrates im Zusam-
menhang mit der Beratung der UVG-Teilrevision den Antrag gestellt, die im
Militärversicherungsrecht vorgesehene ausserordentliche Hinterlas5snsnlsnfslss

auch im Unfallversicherungsrecht einzuführen. Der Antrag lautete, Art. 28 UVG
um einen Absatz 2 zu ergänzen, der textlich Art. 54 MVG entspricht.

Vorschlag Nationolrätin Ruth Humbel

Art. 28 UVG

158 Vgl. Art. 54 MVG und infra tV.8.2.c.3.
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2 Ist der Tod keine Folge der t'ersic'hertc'rt Gt',ttntlhettt.chcidi-
gung, so kann die Unfallversichenmg Ehcqdttc,t- und ll'ui.sen-
renten ausrichten, wenn der Versic'herte inr Zettpunkt tle.s To-
des seitfiinf Jahren eine mindestens 1() '',,iqt Rcntr' he:ogen hat
und wenn wegen Invaliclitrit des I'ersithertt'n dit' iihrigen I'or-
sorgeleistungen fehlen oder erhehlit'h vennindert sind. Die
Ehegatten- und lVaisenrenten betragen itt cliesen Föllen höc'h-
stens die Hälfte der ordentlichen ,-lnscit:e.

Piene-Andr6 Clerc, Leiter der Fachstelle Militän ersicherung beim BAG, hat die

Mehrkosten der Einfiihrung ausserordentlicher Hinterlassenenrenten auf rund

l0Mill ionen geschätzt, wenn man bei der Unfallrersicherung vom gleichen

Verhältnis der Reversionsrenten zu den Ehegattenrenten ausgeht wie bei der

Militärversicherung. Diese Annahme ist tendenziell eher zu hoch, da die Militar-
versicherten im Durchschnitt jünger sind als die Unfallversicherten.

Der Antrag von Nationalrätin Ruth Humbel wurde von der Verwaltung mit zwei

Argumenten in Frage gestellt:

Die Bundesverfassung sieht in Art. 59 Abs. 4 und Art. 6l Abs. 5 explizit vor,

dass die Militärversicherung auch zu Gunsten der Angehörigen Leistungen

vorsehen kann, während sich Art. l17 dazu nicht äussert, weshalb fraglich

sei, ob in der Unfallversicherung zu Gunsten von Angehörigen Leistungen

zugesprochen werden dürfen.

Die Unfallversicherung als kausale Sozialversicherung erlaubt es nicht, Ver-

sicherungsleistungen nach dem Tod zu gewähren, wenn dieser nicht unfall-

bedingt eingetreten ist.

Nationalrätin Ruth Humbel zog in der Folge den Antrag zurück. Die Vorlage
wurde in der Gesamtabstimmung der SGK des Nationalrates mit 6:5 Stimmen
bei 15 Enthaltungen abgelehnt. Der Nationalrat ist am I 1.06.2009 mit 102 zu

80 Stimmen auf die umstrittene Revision des Unfallversicherungsgesetzes einge-
treten und hat die Vorlage des Bundesrates wieder an die SGK zurückgewiesen.

b) Verfassungsmässigkeit der Hinterlassenenrente

Es trifft zu, dass Art. 59 Abs.4 BV und Art. 6l Abs. 5 BV explizit den Bund
beauftragen, zu Gunsten von mitgeschädigten Angehörigen Versicherungslei-

stungen vorzusehen, in den anderen Sozialversicherungskompetenznornen - ab-
gesehen von der AHV1se - sich aber kein Hinweis findet, dass zu Gunsten von
Angehörigen des Versicherten Leistungen zu gewähren sind.

i5e Vgt. Art, 111 f. BV.



Aus dem Fehlen einer expliziten Bestimmung hinsichtlich Versicherungsleistun-
gen zu Gunsten von Angehörigen des Versicherten kann aber kein Verbot abge-

leitet werden, für Schäden, die Angehörige als Folge des versicherten Ereignis-

ses mittelbar erleiden, Versicherungsleistungen zu gewähren.

Wäre dem so, was von bewährter Lehre und Rechtsprechung nicht behauptet
wird, dürften im Rahmen der beruflichen Vorsorge und der Unfallversicherung

keine Hinterlassenenrenten vorgesehen werden und wären alle anderen Versiche-

rungsleistungen, die Angehörigenschäden abgelten, verfassungswidrig, zum Bei-

spiel folgende:

Kinderzusatzrentenloo und -taggeldertot,

Entschädigung für Transportkosten, insbesondere fiir Besuche durch oder

Begleitung von Angehörigen162 und

Entschädigung fiir Angehörigenpflege163.

c) Hinterlassenenrente und Kausalitätsprinzip

(1) Voraussetzungen derunfallversicherungsrechtlichen Kausalität

Eine Leistungspflicht des Unfallversicherers ist immer und nur dann gegeben,

wenn der versicherte Unfall natiirlich und adäquat kausal fiir den Schaden ist.

Die natürliche Kausalität ist gegeben, wenn der Schaden ohne den versicherten

Unfall nicht eingetreten wäre (Conditio sine qua non-Regel)tor. yon den unzähli-

gen natürlichen Ursachen sind im Anschluss nach dem Wertungsgesichtspunkt

der Adäquanz die Ursachen zu bestimmen, die nach dem gewöhnlichen Lauf der

Dinge und den Erfahrungen des Lebens geeignet sind, den fraglichen Schaden

herbeizufiihlsnl65.

(2) Unfallkausale Angehörigenschäden

ln der Unfallversicherung sind mehrere Angehörigenschäden versichert. Die UV
kennt zwar keine Kinderzusatzrenten oder -taggelder, berücksichtigt aber Fami-

lien- und Kinderzulagen beim versicherten Verdien5[166. Reise- und Transportko-

sten werden sodann vergütet, wenn es die familiären Verhältnisse rechtferti-

Vgl. z.B. Arl.22rer AHVG, Art.35IVG und Art. 17 BVG.
Vgl. z.B. Art, 22 Abs. 2 und 3 sowie Art. 23u,, lVG.
Vgl.  z.B. BGE 120V 288ff . ,  118 V206 E.4f .  und 109V266sowie Urtei l  EVG vom 30.11.1978 i .S.  Sch.
und AHI-Praxis 1993, 42E.4a.
Siehe z.B. supra ll.D.2,
Stattvieler BGE 119 V337 E. 1 und 118 V 289 E. 1b.
Siehe z.B. BGE 123 V 103 E. 3d und 139 E.3c.
Vgl. Art. 7 Abs. 1 lit. c und Art. 22 Abs. 2 lit. b UW.
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gen167. Die kantonale Rechtsprechung hat bestätrgt. d.iss auch Besuchs- und Be-
gleitkosten der Angehörigen zu ersetzen sind'"e. \ach .\rt. ls Abs. I UVV ist
schliesslich auch der Angehörigenpflegeschaden enatztl ihig'. i. Unt-allrersiche-
rungsrechtlich nicht ersatzftihig ist einzig der immaterielle Angehörigenschaden,

weil den haftpflichtrechtlich genugtuungsberechti_sten Angehörieen keine Inte-
gritätsrent. rusle[1t zo.

Diese udallvers icherungsrechtl ich ers at:jtih i ge n .-l n ge h ö r i ge n s c h ciden bzw . die
Besuchs- und Begleitungskosten sowie der Angehörigenpflegeschaden erfiillen
die Voraussetzungen des unfallversicherungsrechtlichen Kausalitätserfordernis-
ses. Ohne Eintritt des versicherten Unfalles u'äre der Versicherte nicht verletzt
worden. Entsprechend wären Besuchs-, Begleitungs- und Pflegekosten nicht
entstanden. Dass eine Gesundheitsverletzung je nach ihrer Schwere Besuchs-,
Begleitungs- und Pflegekosten zur Folge haben kann, entspricht einer leidvollen
Erfahrungstatsache.

(3) UnfallkausalitätdesVersorgungs-undRentenausfalls

Die Einfi.ihrung von Reversionsrenten in der Unfallversicherung nach dem Vor-
bild von Art. 54 MVG betrifft letztlich nicht die Verfassungsmässigkeit, sondern
die Grundsatzfrage, ob und inwieweit der Versorgungs- und Rentenausfall der
Angehörigen, nomentlich der pflegenden Angehörigen, die bei einem nicht un-

fallkausalen Tod des Versicherten eintreten, unfallbedingt sind. Das UVG be-
antwortet die Frage apodiktisch: Tritt der Tod nicht als rechtserhebliche Folge
des versicherten Unfalls ein, sind Versorgungs- und Rentenausfall des Ehegatten
und der Kinder nicht unfslll<ausaltrt.

Der ordentliche Hinterlassenenrentenanspruch hängt auch in der Militärversiche-
rung davon ab, dass der Tod durch den Dienstunfall verursacht worden isttz. Die
Militärversicherung kann aber ausserordentliche Ehegatten- und Waisenrenten
bei ungenügenden Vorsorgeleistungen (sog. Reversionsrenten) gewähren, wenn
der Tod nicht durch den Dienstunfall verursacht worden fstrz3. Voraussetzung ist,
dass der Versicherte im Zeitpunkt des Todes seit fünf Jahren eine mindestens

167 Vgl. Art. 22 Abs. 1 UW.
168 Vgl. Urteil VersGer AG vom 13.10.2004 (8E.2004.00233) E. 4.
16s Vgl. supra ll.D.2.
170 Vgl. Art. 45 und 49 OR sowie grundlegend BGE 112 ll 118 E. 6 und 220 E. 2.
171 Vgl. Art,28 UVG.
172 Vgl. Art. 51 ff. MVG.
173 Vgl. Art.54 MVG.
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40 oÄige Invalidenrente bezogen hat und invaliditätsbedingt die übrigen Vorsor-

geleistungen fehlen oder erheblich vermindert sindtzr.

Mit den ausserordentlichen Ehegatten- und Waisenrenten, die maximal der Hälf-

te der ordentlichen Hinterlassenenrenten entsplssfusn175, wird ein allfalliger un-

fallbedingter Versorgungsattsfall bei den nächsten Angehörigen des Versicher-

ten, der als Folge des bis zum Tod verletzungsbedingt verminderten Einkommens

eintritt, ausgeglichen, wie sich anhand der Botschaft zum Bundesgesetz über die

Militärversicherung vom27. Juni l990tzo belegen lässt:

Es gibt Fälle, in denen ein Patient der Militcirversicherung
während Jahren eine Invalidenrente bezieht und schliesslich an
einem nicht versichertert Leiden stirbt. l(enn die Invaliditöt
von einem Ausmass war, das dem Bezüger die Ä.ufnung von
Ansprüchen der beruflichen Vorsorge verwehrte, stehen den
Hinterlassenen nur die Leistungen der AHV zur Verf;)gung. Ihr
Einkommen betrdgt dann nur noch einen Bruchteil des früher
verfiigbaren Gesamteinkommens. Es kommt daher vor, dass
Ehegatten, namentlich Witwen, in vorgeücktem Alter plAtzlich
vor grossen finanziellen Schwierigkeiten stehen. Das geltende
Gesetz bietet keine Gnmdlage dafür, dass die Militärversiche-
rung in solchen Fällen Leistungen ausrichten könnte. Seit Jah-
ren schon wird deshalb die EinJührung einer entsprechenden
Bestimmung verlangt. Die geforderte neue Leistungsart wird
mit dem aus dem französischen Recht übernommenen Sttch-
wort Reversion fuÜbertragen eines Anspruchsl bezeichnet.

Es ist unbestritten, dass ein Bediirfnis nach Ausrichtung sol-
cher Reversionsleistungen besteht. Die Reversion wird daher
im Entwurf vorgesehen. Die Ausrichtung von Reversionslei-
stungen ist an folgende Voraussetzungen gebunden:

Erstens müssen die übrigen Vorsorgeleistungen fehlen oder er-
heblich vermindert sein. Gemeint ist damit nicht etwa eine
<Bedürftigkeit> oder ein Bedürfnis gemciss Bundesgesetz über
die Ergänzungsleistungen zur AHV/IV, sondern ein Fehlen von
andern Vorsorgeleistungen, die ausreichen, damit der Ehegatte
und die Kinder die bisherige Lebenshaltung in angemessener
We ise weiterfiihren können.

Zweitens muss das Fehlen ausreichender Vorsorgeleistungen
wenigstens indirekt mit der versicherten Gesundheitsschädi-
gung zusammenhangen. Ein solcher indirekter Zusammenhang

174 Vgl. Art.54 Abs. 1 MVG.
lts Vgl. Art. 54 Abs. 2 MVG.
176 BBI 1990ll l201 ff.
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ist dann anzunehmen, wenn der L'ersit'herte vcihrend ltingerer
Zeit eine Invalidenrente der Mi I i tön'e r'.s rc lv nt ng i n he t rtic' ht I i-
cher Höhe bezogen hat. Unler diesen L'nrsttinden ist davon
auszugehen, dass er fiir seine Familie nic'ht im iihlichen Unr-

"fongt Vorsorgeleistungen dufnen konnte. .llir einer Invaliditcit
von mindestens 40 Prozent und einer Leistungsdauer von min-
destensfiinf Jahren dürfte dies in der Regel cler Fall ssintll.

Diese Begründung der militärversicherungsrechtlichen Reversionsrente beruht
auf der richtigen Annahme, dass es unfallbedingte Angehörigenschäden gibt, die
ihre Ursache im verletzungsbedingten Mindereinkommen im Zeitraum zwischen

dem versicherten Unfall und dem Tod des Versicherten haben, sich aber erst
nach dessen Tod bei den Angehörigen auswirken, die er versorgt hat oder die ihn

versorgt haben.

Ob der Tod selbst unfallkausal eintrat oder nicht, ist fiir den Kausalzusammen-
hang zwischen dem Unfall und dem Angehörigenschaden in diesen Fällen nicht

erheblich, weil ein rechtserheblicher Ksusalzusammenhang zwischen dem versi-

cherten Unfall bzw. dem verletzungsbedingten Erwerbsausfall des Versicherten

und dem Angehörigenschsden besteht.

Die geltende Hinterlassenenrentenregelung der UV geht explizit davon aus, dass
zwar der Versorgungs- und Rentenausfollschaden des Ehegatten und der Kinder
ersaty'ähig sind, ein rechtserheblicher Kausalzusammenhang aber zwischen dem
versicherten Unfall und dem Lohn-, Versorgungs- und Versicherungsausfall-
schäden der Angehörigen nicht besteht, wenn der Tod selbst nicht unfallkausal
eintritt. Diese letztere Annahme ist unrichtig, wie die vorgenannte Begründung

der militärversicherungsrechtlichen Reversionsrente anschaulich zeigt.

Es bleibt einzig die Frage, welcher Anteil des Angehörigenschadens als rechtser-
hebliche Folge des Unfalls qualifiziert werden kann. Der äls zum Tod des Versi-

cherten eingetretene Lohnausfallschaden des p/legenden Angehörigen ist voll-
umfcinglich unfallkausal, wenn der Angehörige ohne Eintritt des versicherten
Unfalls einer Erwerbstätigkeit nachgegangen wäre. Diesbezüglich kann eine
Kompensation vor dem Tod mittels einer Ersatzpflicht für die Angehörigenpfle-
getzs oder nach dem Tod mittels eines Zuschlags zur Hinterlassenenrente bzw.
einer ausserordentlichen Hinterlassenenrente erfolgen.

In der Regel sind 44145 Beitragsjahre erforderlich, um die Altersvorsorge der
ersten und zweiten Säule aufzubauen. Je nach der Dauer zwischen dem Unfaller-

177 BBI 1990 lll 219 f.
170 Siehe suora lV.B.1.
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eignis und dem späteren Tod des Versicherten wird ein unterschiedlich hoher
Anteil des Versorgungs- und Rentenausfall durch den versicherten Unfall verur-

sacht. Ob der fi.in{ährige Bezug einer mindestens 40oÄigen Invalidenrente be-

reits die Hälfte des Versorgungs- und Rentenausfalls der Angehörigen verur-

sacht, so wie es die militärversicherungsrechtliche Regelung annimmt, kann
offenbleiben.

Wichtig ist vorliegend einzig die Erkenntnis, dass der bis zum Tod des Versicher-
ten eingetretene Lohnausfall des pflegenden Angehörigen und ein Teil - wie
hoch dieser auch immer ist - des nach dem Tod des Versicherten bei den Ange-
hörigen eintretenden Versorgungs- und Rentenausfalls unfallkaasal sind, auch
wenn der Tod selbst nicht unfallbedingt eintrat. Die geltende Hinterlassenenren-

tenregelung der UV deckt insoweit nicht alle unfallkausalen Angehörigenschä-

den.

Die geltende Hinterlassenenrentenregelung der UV geht davon aus, dass immer
dann und nur dann, wenn der Tod natürliche und adäquate Folge des Unfalles
war, beim Ehegatten bis zu dessen lsdtzs und bei den Kindern bis maximal zu

deren 25. Lebensjahrtao ein Versorgungsausfall in der Höhe von 40 % des versi-

cherten Verdienstes (Ehegatte)tat bzw.25 % des versicherten Verdienstes bei
Vollwaisen .n1s1s[1t az.

Die Gleichbehandlung der Ehegatten bei unfallursächlichem Tod, egal ob der
Ehegatte vor dem Tod und darüber hinaus erwerbstätig war oder nichterwerbstä-
tig ist oder den Versicherten bis zu seinem Tod - unter Umständen während
längerer Zeit - gepflegt hat, begünstigt die nicht geschädigten Ehegatten und
benachteiligt die geschädigten Ehegatten. Die geltende Regelung gewährt je nach

Fallkonstellation sogar nicht geschädigten Angehörigen eine Hinterlassenen-
rente.

Der erwerbstötige Ehegatte erleidet weder einen Lohnausfall noch einen hohen
Versorgungsausfall, ist zudem gegen Unfall versichert und kann im Rahmen der
ersten und zweiten Säule fiir das Alter vorsorgen, erhält aber dieselbe Hinterlas-
senenrente wie nichterwerbstätige oder pflegende Ehegatten, die je nach ihrer

mutmasslichen Berufskarriere einen höheren Lohn-, Versorgungs- und Versiche-
rungsausfallschaden zu tragen haben.

17s Vgl. Art.29 UVG.
iao Vgt. Art.30 UVG.
181 Der geschiedene Ehegatte erhält eine Hinterlassenenrente in der Höhe von 20 % des versicherten Ver-

dienstes (Art.31 Abs, 2 UVG).
1Bz Vgl. Art.31 Abs. UVG.
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Bei den pflegenden Ehegatter kommt hinzu. dass sie in sch*eren Ptlegeftillen

die Unfall- und ferner auch die Krankenversicherung mit ihrer unentgeltl ichen

Pflege entlasten. Ein Entlastung der So:ialver.;it'henrrg tritt tendenziell bei ei-

nem hohen Pflegebedarf ein. In einem solchen Fall decken die Hilf losenentschä-

digung und die ohnehin nur errnessensweise zu 
-eeu 

ährende Angehörigenpflege-

entschädigung der UV die mutmasslichen Heimptlegekosten nicht. Bei einer

Heimpflege müssten die Unfallversicherung die Behandlungspflegeko5lsnrs3 und

die Krankenversicherung die Grundpflegekosten übernehrnen. Zudem ist bei

einer längerfristigen Absenz vom Arbeitsrnarkt und der Doppelbelastung bei

einer intensiven Pflege der Wiedereinstieg ins Ben(ileben erschwert.

Vor dem Hintergrund des Kausalitätserfordernisses und dem Zweck der unfall-

versicherungsrechtlichen Hinterlassenenrente, unfallbedingte Versorgungs- und

Rentenausftille bei den Angehörigen des Versicherten zu kompensieren, würde

sich eine Neukonzeption der unfallversicherungsrechtlichen Hinterlassenenren-

tenordnung von Art. 28[f. UVG aufdrängen: Einerseits wäre die Hinterlassenen-

rente von der Unfallursächlichkeit des Todes zu entkoppeln und an die Unfallur-

sächlichkeit des Versorgungs- und Rentenausfalls zu binden; andererseits wäre

denjenigen Angehörigen, die einen höheren Versorgungs- und Rentenausfall

erleiden, eine höhere Hinterlassenenrente, den weniger geschädigten Angehöri-
gen eine tiefere Hinterlassenenrente zu gewähren.

Zu den tendenziell mehr geschädigten Angehörigen zählen pflegende Angehöri-
ge, die den Versicherten, der unfallbedingt pflegebedürftig war, während länge-

rer Zeit betreut und einen Lohnausfall erlitten haben und selbst keinen Vorsorge-

schutz aufbauen konnten, und Angehörige von Versicherten mit einer Teilinval-
denrente, die ihre Resterwerbsftihigkeit auf dem konkreten Arbeitsmarkt nicht

verwerten und infolgedessen keinen genügenden Vorsorgeschutz fi.ir sich und
den Ehegatten aufbauen konnten (die militärversicherungsrechtliche Regelung
erachtete diese Voraussetzung beim Bezug einer 40 oÄ-igen Invalidenrente wäh-

rend frinf Jahren fiir gegeben).

Eine Umsetzung des Postulats einer Neugestaltung der unfallversicherungsrecht-
lichen Hinterlassenenrentenordnung würde wohl den Rahmen der laufenden

UVG-Revision sprengen. In jedem Fall aber sind zu Gunsten der vom geltenden

System am meisten benachteiligten pflegenden Angehörigen Verbesserungen

einzuführen. Hängt die ordentliche Hinterlassenenrente weiterhin von der Un-
fallursächlichkeit des Todes ab, ist darüber zu befinden, ob den pflegenden An-

r83 Bei einem tetraplegisch gelähmten Versicherten mit Schädelhirntrauma hat die UV monatlich CHF 9'035 für
die Behandlungspflege bei einer Heimunterbringung zu leisten (vgl. Einsprache-Entscheide SUVA vom
24.06,1999 i.S. S.P.).

93



gehörigen einerseits bei unfallbedingtem Tod ein Zuschlag zur heutigen Versor-
gungsquote von 40 % - unter der Annahme, dass die Angehörigenpflege nicht
als gleichberechtigter Leistungstatbestand der UV gilttar - und andererseits bei

nicht unfallursächlichem Tod eine ausserordentliche Hinterlassenenrente zu
gewähren sind.

Die Voraussetzungen der ausserordentlichen Hinterlassenenrente zu Gunsten
des pflegenden Ehegatten könnten nach dem Vorbild der militärversicherungs-
rechtlichen Reversionsrente oder der Regelung der AHV definiert werden. Die
militärversicherungsrechtliche Reversionsrente verlangt eine Invalidenrentenbe-

rechtigung von 40 o/o während mindestens fünf Jahren und fehlende oder erheb-

lich verminderte Vorsorgeleistungentss. Die AHV-Regelung macht das Vorhan-

densein von Kindern oder das Eneichen des 45. Altersjahres und eine mindestens

ftinfi ährige Verheiratung zur Voraussetzunglso.

Die für die militärversicherungsrechtliche Hinterlassenenrente und die Hinterlas-
senenrente der AHV massgeblichen Kriterien (Alter, Invaliditätsgrad, Ehedauer)

sind letztlich aber nicht passend, weil die Höhe des Lohn-, Versorgungs- und

Versicherungsausfallschadens von der Intensität des Pflegeaufwandes und der
Dauer des Pflegeverhältnisses abhängt. Ferner ist entscheidend, ob und inwie-

weit dem Ehegatten nach dem Tod des Versicherten die Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit zugemutet werden kann. Die Voraussetzungen der militärversi-

cherungsrechtlichen Reversionsrente könnten immerhin fur Angehörige von

Vers icherten mit einer Teilinval idenrente herangezogen werden.

Sinnvoll wäre, die Hinterlassenenrentenberechtigung der pflegenden Ehegatten

einerseits von deren Alter, z.B. dem 45. Lebensjahr, und dem Vorhandensein

von Kindern sowie andererseits von der Dauer und Intensität des Pflegeverhält-

nisses bzw. vom Ausmass der unfallbedingten Hilflosigkeit abhangigzu machen.
Denkbar wäre folgendes Modell:

Der pJlegende Ehegatte ist im Todeszeitpunkt noch nicht 41-jährig: Er erhält
eine ordentliche Hinterlassenenrente bei einer mindestens zehnjährigen P.fle-
gedauer, wobei diese in Abhängigkeit des unfallbedingten Hilflosigkeitsgra-

des wie folgt berechnet wird: Während der Dauer einer schweren oder mittle-
ren Hilflosigkeit beim Versicherten wird ein Pflegejahr voll, während der
Dauer einer leichten Hilfl osigkeit beim Versichert en zu 21 3 angerechnet.

184 Dazu supra ll.D.2 und lV.B.1.
18s Vgl, Art. 54 MVG.
186 Vgl. Art. 23 f. AHVG,
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Der pflegende Ehegatte ist im Todeszeitpunkt 45-jrihrig: Er erhält eine or-
dentliche Hinterlassenenrente bei einer mindesrens _fiirfirihrigen Pflegedauer,
wobei diese in Abhängigkeit des unfallbedingten Hilflosigkeitsgrades wie
folgt berechnet wird: Während der Dauer einer schweren oder mittleren Hilf-
losigkeit beim Versicherten wird ein Pflegejahr voll, während der Dauer ei-
ner leichten Hilflosigkeit beim Versicherten zu 213 angerechnet.

Offen ist, ob weiteren pflegenden Angehörigen, zum Beispiel pflegenden Eltern,
die militärversicherungsrechtlich Anspruch auf eine Hinterlassenenrente ha-
fen187, oder Angehörigen von Versicherten mit einem unfallbedingten Invalidi-
tätsgrad von mehr als 40 oÄ eine ausserordentliche Hinterlassenenrente unter
Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalls zuzusprechen ist. Weiter stellt
sich die Frage, ob beim unfallkausalen Tod des pflegenden Angehörigen dem
von ihm Betreuten ein Zuschlag zur ordentlichen Hinterlassenenrente zu gewäh-

ren ist.

Der nachfolgende Gesetzesvorschlag geht davon aus, dass der pflegende Ehegat-
te bei mindestens fiin{ähriger bzw. zehnjähriger Pflege je nach seinem Alter im
Todeszeitpunkt des Versicherten Anspruch auf eine ordentliche Hinterlassenen-
rente hat, wenn der Tod nicht unfallkausal war, und die Hinterlassenenrente nicht
40 o/o, sondern 50 % des versicherten Verdiensts beträgt. Der Zuschlag von I0 %
ist dann gerechtfertigt, wenn die bis zum Tod des Versicherten erbrachte Ange-
hörigenpflege nicht angemessen entschädigt wird. Zudem sollen nicht nur pfle-
gende Angehörige, sondern auch hinterlassenenrentenberechtigte Personen, die
vom Versicherten in gleicher Weise gepflegt wurden, denselben Zuschlag er-
halten.

Vorgeschlagen wird ferner, anderen pflegenden Angehörigen, z.B. Eltern oder
mündigen Kindern, sowie Ehegatten und Kindern von teilinvaliden Versicherten
eine hälftige ausserordentliche Hinterlassenenrente zu gewähren, wenn die län-
gerfristige Pflege oder eine Teilinvalidität den Aufbau eines angemessenen Vor-
sorgeschutzes verhindert haben.

Aktuelle Fassung

Art 28 UVG

Stirbt der Versicherte an den Folgen des Unfalles, so haben
der überlebende Ehegatte und die Kinder Anspruch auf Hinter-
lassenenrenten.

Art. 3I UVG

187 Vgl, Art.55 MVG.
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t Die Hinterlassenenrenten betragen votn versicherten Ver-
dienst

fiir l(itwen und Witwer: 40 Prozenl

fi)r Halbwaisen: I5 Prozent,

fiir Vollwaisen: 25 Prozent,

fär mehrere Hinterlassene zusommen höchstens: 70 Prozent.

Vorschlog Hinterlassenenrente für pflegende Angehörige
und Angehörige von teilinvaliden Versicherten

Art. 28 UVG
1 Stirbt der Versicherte an den Folgen des Unfalles, so haben

der äberlebende Ehegatte und die Kinder Anspruch at{ Hin-
terlassenenrenten.

2 Stirbt der Versicherte nicht an den Folgen des Unfalls, so
haben Anspruch auf H interl assenenrenten :

der tiberlebende Ehegatten, der den Versicherten, der unfall-
bedingt hil/Ios war, wcihrend zehn Jahren, sofern der iiberle-
bende Ehegatte im Todeszeitpunkt noch nicht dos 45. Alters-
jahr erreicht hat, bzw. fiinf Jahren, sofern der iiberlebende
Ehegotte im Todeszeitpunkt das 45. Altersjahr bereits erreicht
hat, gepflegt und betreut hat. Wcihrend der Dauer einer schwe-
ren oder mittleren Hiffiosigkeit beim Versicherten wird ein
Pflegejahr voll, wöhrend der Dauer einer leichten Hi(losigkeit
lediglich zu 2/3 angerechnet.

anderen Personen, insbesondere den Eltern, die den Versicher-
ten, der unfallbedingt hilflos war, wöhrend zehn Jahren ge-
pflegt und betreut haben, sofern dadurch deren Vorsorgelei-
stungen erheblich vermindert sind. Die Hinterlassenenrenten
betragen in diesen Fällen höchstens die Hälfte der ordentli-
chen Ansötze.

der überlebende Ehegatte und die Kinder, wenn der Versicher-
te im Zeitpunkt des Todes als Folge des Unfalles seit fiinf Jah-
ren eine mindestens 40 %oige Rente bezogen hat und wegen der
Invaliditöt des Versicherten deren Vorsorgeleistungen erheb-
Iich vermindert sind. Die Ehegatten- und Waisenrenten betra-
gen in diesen Fcillen höchstens die Hrilfte der ordentlichen An-
sätze.

Vorschlag Zuschlag zur Hinterlassenenrente von ptlegenden
Ehegatten

Art 3l UVG
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I Die Hinterlassenenrenten betraqen yotrt \r,r-\rc herren I'er-
dienst

fär Witwen und Wimter: 40 Pro:ent,

f i ir Witwen und Witwer, die im Sinne von .{rt.1.8.{bs. 2 l it. a
ihren Ehegatten gepflegt haben oder von ihm gepJlegt v'orden
sind: 50 Prozent,

fiir Halbwaisen: I5 Prozent,

fiir Vollwaisen: 25 Prozent,

fiir mehrere Hinterlassene zusammen höclstens: 70 Prozent
bzw. B0 Prozent, sofern l(itwen und ll/ittt'er t'orhanden sind,
die im Sinne von Art. 28 Abs. 2 lit. a ihren Ehegatten gepflegt
haben oder von ihm gepflegt worden sind.

97


